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pDie Natur ist ein Ganzes
Zum 250. Geburtstag von Alexander von Humboldt

l FR, 4.10.2019, 20:00 Uhr
 Prof. Harald Lesch

Die unheilige Familie
Wie die islamische Tradition Frauen 
und Kinder entrechtet 

l DI, 1. 10.2019, 20:00 Uhr 
Dr. Necla Kelek
 

Was tun gegen den  
Klimawandel? 
In englischer Sprache mit  
Übersetzung  

l MO, 7.10.2019, 19:30 Uhr  
Charles Eisenstein 

Der Eichmannprozess 
in Jerusalem (1961)
Vortrag/Film mit Hannes Heer 

l SO, 20.10.2019, 11:00 Uhr 
R Eintritt frei, gefördert von EVZ

Jung, aber Denkmal 
Berlin TXL R Eintritt frei 

l MO, 21.10.2019, 20:00 Uhr  
Prof. Philipp Bouteiller,   
Christine Edmaier, u. a. 
 
Algorithmen, Bots 
und Trolle  
Wahlkämpfe und Meinungsbildung  
in digitalen Zeiten  

l MO, 21.10.2019, 19:30 Uhr  
Prof. Ulrike Klinger
 

Restlaufzeit
Wie ein gutes, lustiges und bezahl-
bares Leben im Alter  gelingen kann 

l DI, 22.10.2019, 18:00 Uhr 
Dr. Hajo Schumacher 

DKap Hoorn –  
Antarktis  
Segeln im Reich der Stürme  

l MI, 23.10.2019, 20:00 Uhr  
Arved Fuchs  
 
 
 
 
 
 
 

 

Wege zu mehr bezahl-
barem Wohnraum 
SPIEGEL Live Gespräch in der Urania 

l DO, 24.10.2019, 19:00 Uhr  
Katrin Lompscher u.a. 

Trennungskinder  
Wie Eltern und Kinder nach  
Trennungen wieder glücklich werden  

l MI 30.10.2019, 19:30 Uhr  
Dr. Claus Koch 
 
Die neue Lust  
der Frauen 
Weibl. Orgasmen in Zeiten von  
Sexspielzeug, Tinder & #Metoo 

l DO, 31.10.2019, 18:00 Uhr 
Dr. Sheila de Liz, Kristina Marlen

Clara Schumann
Vortragskonzert zum 
200. Geburtstag der Komponistin 

l DO, 31.10.2019, 19:30 Uhr 
Ana-Marija Markovina 
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Das Quartiers-
management 
feiert seine 
20-jährige 
 Geschichte 

als Erfolg. 
Es gibt aber auch 
kritische Stimmen.

22

Schadstoffe, Lärm und andere 
 Wohnungsmängel bedürfen mitunter 
der professionellen Beurteilung. 
Das MieterMagazin erklärt:

Wo der Gutachter  
gebraucht wird             16

Das Netzwerk „200 Häuser“ 
will der Umwandlung von Miet- 
in Eigentumswohnungen einen 
Riegel vorschieben.                     

24



4

Le
se

rb
rie

fe
 Die unter „Leserbriefe“ abgedruck-
ten Beiträge sind Meinungsäuße-
rungen von Leserinnen und Lesern 
zu Berichten im MieterMagazin 
und geben nicht die Meinung der 
Redaktion wieder.

Betr.: MieterMagazin 12/2018, Sei-
te 26, Katharina Buri: „Falschparker 
– Abgeschleppt und abgezockt“

Verdienstmöglichkeiten für 
das Abschleppunternehmen?
Mit Interesse habe ich Ihren obigen 
Artikel gelesen. Ergänzend dazu 
möchte ich Ihnen meine Beobach-
tungen schildern.
Ich bewohne eine Mietwohnung der 
Gesobau im Märkischen Viertel in 
Reinickendorf. Dort wird zurzeit ei-
ne Parkraumbewirtschaftung einge-
führt beziehungsweise ist zum Teil 
schon eingeführt. Im Zuge dessen 
sind nun auch schon Zufahrtswege 
zu den Parkplätzen und den Häuser-
blöcken, an deren Seitenstreifen seit 
Jahrzehnten problemlos Parken mög -
 lich war, als „Feuerwehrzufahrten“ 
mit absolutem Halteverbot ausge-
wiesen worden. Trotz bisher an der 
Seite abgestellter Pkw war, wie ge-
sagt, eine Durchfahrt für Rettungs- 
und Feuerwehrfahrzeuge immer 
problemlos möglich, die vorgeschrie-
bene Mindestbreite von drei Metern 
war eingehalten. Jetzt noch dort ab-
gestellte Pkw werden nun seit Kur-
zem rigoros von der Firma Parkräu-
me KG abgeschleppt und erst nach 
Bezahlung von circa 275 Euro wieder 
freigegeben. Für mich liegt die Ver-
mutung nahe, dass diese bisher und 
auch weiterhin nicht notwendigen 
„Feuerwehrzufahrten“ eigens auf 
Betreiben der Firma Parkräume KG 
eingerichtet wurden, um dieser Ver-
dienstmöglichkeiten zu schaffen.
K.H. (Name ist der Redaktion be-
kannt)

Das MieterMagazin hat die Gesobau 
um eine Stellungnahme gebeten. Un-
ternehmenssprecherin Birte Jessen 
hat wie folgt geantwortet:
Die von unserem Mieter angespro-
chenen Zufahrtswege waren auch 
vor der Parkraumbewirtschaftung 
Feuerwehrzufahrten beziehungs-
weise  Feuerwehrbewegungsflächen, 
welche in Abstimmung mit der Feuer -
wehr und gemäß den Anforderungen 
des Brandschutzes für Hochhausbe-
reiche definiert wurden. In diesen 
Bereichen haben wir bereits vor der 
Parkraumbewirtschaftung immer 
wieder Fahrzeuge entfernen lassen 
müssen. In Hochhausgebieten kom-
men neben den Zufahrtbreiten von 
drei Metern noch Anforderungen für 
das Manövrieren von großen Leiter-
wagen und Aufstellflächen hinzu, 
wel che unbedingt freizuhalten sind. 
Weiterhin ist in der Nähe von Kur-
ven und Einfahrten eine Breite von 5 
Metern zu gewährleisten. Die Her-
ausgabe des umgesetzten Pkw nach 
Bezahlung der Abschleppkosten ist 
eine in Berlin gängige Praxis und soll 
durchaus auch eine präventive Wir-
kung besitzen.

Betr.: MieterMagazin 7+8/2019, 
Seite 26, Spezial: „Wohnen darf 
nicht Ware sein“

Linkspopulistische Parolen?

Im jüngsten MieterMagazin lese 
ich mit Erstaunen: „Wohnen ist ein 
Menschenrecht und darf keine Wa-
re sein.“ Warum soll Wohnraum 
eigentlich keine Ware sein? Woh-
nungen fallen nicht vom Himmel 
und werden auch nicht vom Staat 
verteilt, sie werden von Menschen 
gebaut und frei gehandelt. Was 
ist daran grundsätzlich falsch? Zur 
Begründung behauptet Ihr Autor, 
der Markt versage. Auch das ist 
fraglich. Versagt hat doch eher 
die Berliner Politik, deren Fehlent-
scheidungen – vom Verkauf der 
landeseigenen Wohnungen über die 
Nichtbebauung von Tegel bis zu ei-
ner ausufernden Sozialpolitik – ganz 
erheblich zur heutigen Wohnungs-
knappheit beigetragen hat.
Aus dem Artikel spricht ein unreflek-
tiertes Misstrauen gegen die freie 
Marktwirtschaft, die unseren heuti-
gen Wohlstand erst ermöglicht hat. 
Konsequenterweise blenden Ihre 
Autoren auch aus, dass es die Nazis 
waren, die 1936 die erste Mietpreis-
bremse einführten. Die katastro-
phalen Folgen dieser Art Sozialpo-
litik zeigte dann die DDR mit ihren 
verwahrlosten Altstädten. Ich wür-
de mir wünschen, dass sich der Ber-
liner Mieterverein zu unserer markt-
wirtschaftlichen Demokratie und zu 
einem fairen Interessenausgleich 
zwischen Mietern und Vermietern 
bekennt, statt naiven linkspopulis-
tischen Parolen eine Plattform zu 
bieten.
M. Tutsch per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 1+2/2019, 
Seite 4, Leserbrief von D. Starnitzki: 
„Alle Vermieter unter den Tisch ge-
fallen?“

Unsicher und übergangen

Guten Tag D. Starnitzki (dies ist üb-
rigens eine genderneutrale Anrede). 
Ich weiß ja nicht, ob Sie m, w oder 
sogar d sind, aufgrund Ihres Auf-
schreis gehe ich mal von m aus. Ich 
gehe weiterhin auch davon aus, dass 
in dem Artikel Vermieter selbstver-
ständlich „mitgemeint“ sein werden. 
Vermutlich können Sie überhaupt 
nicht verstehen, dass Frauen sich bei 
„Vermieter“ nicht angesprochen be-
ziehungsweise übergangen fühlen (es 
gibt übrigens entsprechende Studien 
darüber). Kaum macht man es mal 
andersrum – wie seinerzeit auch die 
Uni Leipzig in ihrer Grundordnung –, 
schon ist der Aufschrei in der Män-
nerwelt groß, und der böse Gender-
wahn ist wieder mal Schuld daran. 
Fühlen Sie sich unsichtbar oder über -
gangen? Vielleicht fällt Ihnen da et-
was auf?
Svetlana Linberg per E-Mail
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 Berliner Mieterverein bei Facebook  
 https://www.facebook.com/BerlinerMieterverein/
„Mittwochs runde“ 
der Bezirksgruppe Reinickendorf 
Nächstes Treffen am 2. Oktober 2019, 19 Uhr 
Kündigungsschutz für vertragstreue Mieter
(keine individuelle Rechtsberatung)
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, Ecke Roedernallee, 
nahe U-Bhf. Wit tenau (250 m Fußweg) und 
S-Bhf. Wittenau (400 m Fußweg)

Anhand der sogenannten Eigenbedarfskündigung wol-
len wir uns ansehen, inwieweit es noch einen effektiven 
Kündigungsschutz für Mieterinnen und Mieter in Berlin 
gibt. Wer ist von Eigenbedarfskündigungen betroffen, 
wer nicht? Wie sollte man sich verhalten, wenn eine 
Eigenbedarfskündigung kommt? Welche Forderungen 
hat der Berliner Mieterverein an den Gesetzgeber? 
Frank Maciejewski gibt ein 30-minütiges Einführungs-
referat. Anschließend kann diskutiert und gefragt wer-
den. Ein Skript wird verteilt.

Themenvorschau 
November: Der Berliner Mietendeckel 

Bezirksgruppe Reinickendorf
e

Großdemo zum Mietendeckel 
3. Oktober 2019 von 13 bis 18 Uhr
Alexanderstraße 11, 10178 Berlin

„Richtig deckeln, dann enteignen“  

eine Veranstaltung von 
„Deutsche Wohnen & Co Enteignen“ und „Gemein-
sam gegen Verdrängung und Mietenwahnsinn“
r

Vorankündigungen für November:
Aktionswoche „Berlin spart Energie“
Vom 4. bis 9. November 2019 finden wieder überall in 
Berlin kostenfreie Workshops, Thementouren, Projekt-
führungen, Veranstaltungen und Kulturformate statt, 
die Ihnen die Energiewende näher bringen.  

Weitere Informationen unter 
www.berlin-spart-energie.de
10. Berliner Sozialgipfel 
18. November von 16.30 bis 19.30 Uhr
im Hause der IG Metall, 
Alte Jakobstraße 149, 10969 Berlin  

Sozialverbände, Gewerkschaften und Berliner 
Mieterverein werden diesmal mit Vertretern 
aus Politik,  Bezirken und Wohnungsbaugesell-
schaften alle Aspekte des Themas 
„Wohnen für Alle!?“ diskutieren.

Weitere Informationen unter 
www.berliner-sozialgipfel.de
Magazin 10/2019
Änderung Ihrer persönlichen Daten
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr Nach-
name   hat sich geändert? Sie können im Internet die 
 persönlichen  Daten Ihrer Mitgliedschaft ändern und 
dem Berliner Mieter verein  online mitteilen: 
https://service.berliner-mieterverein.de/service
MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Maga zins gehören wollen, dann registrieren Sie sich 
unter https://service.berliner-mieterverein.de/service
Telefonische Kurzberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhalten Sie als  Mit  -
glied eine telefonische Kurzberatung – schnell und 
unbüro kratisch. Mehr zu diesem Service auf Seite 32.
Telefonberatung: S 030-226 26-152
Mediation und Konfliktberatung

Telefonische Beratung: donnerstags 17 bis 18 Uhr. 
Außerhalb dieser Zeiten ist ein Anrufbeantworter 
 geschaltet. Rufnummer: S 030 - 34 71 08 21
E-Mail-Anfragen: mediation@berliner-mieterverein.de
Vorstandssprechstunde 
Der ehrenamtliche Vorstand des Berliner Mie ter-
vereins bietet eine Sprechstunde für Mitglieder 
an. Gerne stellt sich der  Vorstand den Fragen 
und  An regungen der Mitglieder. 

Nächste Termine: 28. Oktober 2019 und 
25. November 2019. 

Eine Anmeldung ist bis 14 Tage vor dem Termin 
unter S 030-226 26-120 erforderlich.

Dr. Rainer Tietzsch (Vorsitzender), 
Dr. Jutta Hartmann (Schatzmeisterin), 
Gundel Riebe (Schriftführerin)
Einsenderin dieses Fotos 
ist Annette Richter

Augenblicke
Ob ein Bild zum Nach-
denken, ein Motiv mit 
Witz oder ein Foto aus 
ungewöhnlicher Per-
spektive: Schicken Sie 
dem MieterMagazin 
Ihre Momentaufnahme 
rund um das Thema 
Wohnen – die Redak-
tion honoriert den 
 Abdruck mit 40 Euro.
5
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Panorama

M BMV Zu BöRsEnnoTiERTEn WohnunGsunTERnEhMEn 

iter

Zum Thema „Faire Miete statt Fair 
Value“ diskutierten Ende August 
rund 40 Gäste mit Experten und 
Vertretern des Berliner Mieterver­
eins (BMV). Es war die dritte Ver­
anstaltung im Rahmen des „Forums 
Wohnungspolitik“ des BMV. 

Die Frage „Gehören Wohnungen an 
die Börse?“ – so der Untertitel – war 
wohl eher rhetorisch gemeint und 
wurde von allen Diskussionsteilneh-
mern klar verneint. Zur Einführung 
wies BMV-Geschäftsführer Reiner 
Wild darauf hin, dass mittlerweile 
rund 200 000 Wohnungen in Ber-
lin börsennotierten Unternehmen 
gehören. Das sind 12 Prozent aller 
Mietwohnungen. Angeblich geht je-
der dritte Euro der Miete an Anleger. 
Der Wirtschaftsprofessor Heinz-J. 
Bontrup, der im letzten Jahr mit sei-
ner Studie zur Vonovia Aufsehen er-
regt hat, versuchte die komplexen 
wirtschaftlichen Zusam menhänge zu 
erklären. Nur im Im  mobiliensektor 
können Finanzin ves  toren eine Zins-
bereinigung vor nehmen, was auto-
matisch das Eigen kapital erhöht. 
Diese „Fair-Value“-Anpassung ist 
ein reiner Buchwert, der die Profit-
rate extrem erhöht und gleichzeitig 
für einen massiven Druck auf die 
Mieten sorgt. „Unanständig“ nann-
te der Wirtschaftswissenschaftler 
diese rein fiktiven Werte. 
Bontrup, der nicht als Anhänger von 
staatlichen Eingriffen in den Woh-
nungsmarkt gilt, forderte gleichwohl 
ein öffentliches Bau- und Investitions-
programm. Mit seiner kämpfe risch 
vorgetragenen Forderung nach kom-
pletter Abschaffung der Share Deals 
überflügelte er dann sogar Forde-
rungen des Mietervereins. Dort hat 
man im Übrigen die Erfahrung ge-
macht, dass die großen privaten 
Player den börsennotierten in nichts 
nachstehen: Regelmäßige Mieterhö-
hungen, schlampige Mängelbese iti-
gung, Nicht-Erreichbarkeit der Hot-
line – all das kommt auch bei ihnen 
vor. 
Das bestätigte auch der Vortrag von 
Susanna Raab. Die  Stadtaktivistin 

„FoRuM WohnunGspoliTik“ i

Der kampf geht we
6

und Sozialwissenschaftlerin hat in 
ihrer Masterarbeit den Einfluss der 
Eigentümerstrukturen auf den Woh-
nungsbestand am Beispiel des Köpe-
nicker Kosmosviertels  untersucht. 
Ergebnis: Die Wohnblocks der 

„Schönefeld Wohnen GmbH & Co. 
KG“ mit ihrem schlechten Instand-
haltungszustand waren schon rein 
äußerlich von denen der Genossen-
schaft sowie der städtischen Woh-
nungsbaugesellschaft im gleichen 
Quartier zu unterscheiden. Weil Lu-
xusmodernisierung am Stadtrand 
ausscheidet, wurde ein „Hartz-IV-
Geschäftsmodell“ betrieben und 
die höchst zulässige Miete genom-
men. 
Der praktischen Frage „Was tun?“ 
widmete sich anschließend Sebas-
tian Bartels, stellvertretender BMV-
Geschäftsführer. Er schlug sieben 
Instrumente vor – von steuerrecht-
lichen Änderungen über die Rekom-
munalisierung bis hin zu  öffentlichem 
Druck und Mieterprotest. Eine Ver-
schärfung der Mietpreisbremse  sowie 
die Beschränkung der Mieterhöhungs-
möglichkeiten könnten die Rendite-
Gier bremsen. 

„Der Kleinkrieg mit  börsennotierten 
Vermietern wird erst einmal weiter-
gehen, aber wir müssen uns zur Wehr 
setzen, juristisch und politisch“, lau-
tete denn auch das Fazit von BMV-
Ge schäftsführer Reiner Wild. 
Birgit Leiß

Wirtschafts­
professor heinz­J. 
Bontrup kritisiert 
die Bilanzierungs­
tricks von Finanz­
investoren im 
immobiliensektor
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L Das nächste 
Forum Wohnungs-
politik findet am 
Dienstag, 1. Okto-
ber um 18.30 Uhr 
in der Geschäfts-
stelle des BMV in 
der Spichernstraße 
1 statt. Thema: 
„Leerstand trotz 
Wohnungsnot – 
Handlungsoptionen 
bei Zweckent-
fremdung“ 
Buchtipp
Verlust der heimat in stadt und land
Im Jahr 2015 bekommt der Schriftsteller Jan Brandt eine Eigen-
bedarfskündigung für seine Kreuzberger Wohnung. Er will nach-
weisen, dass die Gründe dafür vorgeschoben sind. Doch die Aus-
sichtslosigkeit dieses Unterfangens vor Augen beginnt er schließ-
lich mit der Suche nach einer neuen Wohnung, reiht sich bei 
Massenbesichtigungen ein und stellt absurd ausführliche Be-
werbungsmappen zusammen – der ganz normale Wahnsinn bei 
der Wohnungssuche. Gleichzeitig erfährt Brandt, dass in seinem 
ostfriesischen Heimatort der alte Hof seines Urgroßvaters ver-
kauft werden soll. Soll er aufs Dorf ziehen, zurück zu den Wur-
zeln? In seiner Jugend hätte er das Dorf am liebsten abgefackelt. 
Nun macht er verzweifelte und letztlich erfolglose Versuche, das 
Haus vor dem drohenden Abriss zu retten.
Das Buch ist als Wendebuch aufgemacht: Die  Land-Geschichte 
beginnt von der einen Seite, die Stadt-Geschichte von der an-
deren, in der Buchmitte treffen sich beide. Es sind somit zwei 
Seiten derselben Medaille: der Verlust der Heimat. Auch wenn 
Brandt letztlich nach einigen Provisorien in Schöneberg  eine 
Wohnung gefunden hat: „Die Angst, meine neue Wohnung 
jederzeit wieder verlieren zu können, hielt an. Berlin war keine 
Heimat, sondern ein Provisorium geworden, ein Ort des Über -
gangs.“                                                                                  js

Jan Brandt: Ein 
Haus auf dem Land/

Eine Wohnung in 
der Stadt, Köln 
2019, 24 Euro
MieterMagazin 10/2019
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Es klingt schon fast utopisch: Auf 

dem kreuzberger Dragonerareal sol­
len Gewerbe, kultur und Wohnen 
ein einträchti ges Miteinander ent­
wickeln. Die 500 geplanten neubau­
wohnungen sollen tragbare Mieten 
aufweisen.

Im Jahr 2015 war das  bundeseigene 
Grundstück hinter dem  Finanzamt 
Kreuzberg an einen  privaten  Investor 
veräußert worden. Nach zä hem Rin-
gen konnte Berlin die 4,7  Hektar nun 
endlich in seinen Besitz bringen. Be-
zirk und der Senat wollen das Dra-
gonerareal nun zu einem Modellpro-
jekt für eine gemeinwohlorien tierte 
Stadtentwicklung machen. Weil es 
sich um eine der letzten innerstäd-
tischen Flächen handelt, auf denen 
so etwas möglich ist, sind die Erwar-
tungen entsprechend hoch.
2016 wurde das Karree zwischen 
Meh ring damm, Yorck-,  Großbeeren- 

DRAGonERAREAl in kREuZBERG

Einträchtiges 
Miteinander
MieterMagazin 10/2019
und Obentrautstraße zum Sanierungs -
gebiet Rathausblock erklärt.  Seitdem 
wurde mit vielen Initiativen, Anwoh-
nern und Gewerbetreibenden auf ver-
schiedenen Ebenen über Perspek tiven 
diskutiert. Im Juni wurde schließlich 
eine Kooperationsvereinbarung ge-
schlossen: Senat, Bezirk, die  Berliner 
Immobilienmanagement (BIM), die 
städtische Wohnungsbaugesellschaft 
WBM und Stadtinitiativen wollen ge-
meinsam dafür sorgen, dass die be-
stehenden Gewerbebetriebe bleiben, 
sich neues Gewerbe und Kulturein-
richtungen ansiedeln können und 
Wohnungen entstehen, die auch für 
eeignet 
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normale Einkommen bezahlbar sind. 
„Jetzt fängt die Arbeit an!“ sagt An-
gela Brown vom Forum Rathaus-
block. Drei Planungsteams entwi-
ckeln zu sammen mit der Öffentlich-
keit Pla nungsvarianten. Da viele der 
ehe maligen Kasernengebäude  unter 
Denk  malschutz stehen, ist es keine 
leichte Aufgabe, die vorgesehenen 
500 Wohnungen sinnvoll auf dem 
Gelände unterzu bringen. Nach zwei 
Kol loquien wird im Januar 2020 der 
bes te Entwurf ausgewählt, der dann 
die Grundlage für den Bebauungs-
plan wird. Ab 2022 kann der Bau 
beginnen.               Jens Sethmann 

Auf dem 
Dragonerareal 
wird jetzt 
geplant

L Sanierungs-
gebiet Rathaus-
block (mit dem 
Dragonerareal):
www.berlin.de/
rathausblock­fk
Aus Angst vor schimmel greifen im­
mer mehr Verbraucher zu luftent­
feuchtern aus dem Baumarkt. Doch 
die Geräte haben ihre Tücken und 
sind als Dauerlösung keineswegs 
zu empfehlen, wie das Verbraucher­
magazin öko­Test festgestellt hat. 

Elektrische Raumentfeuchter saugen 
feuchte, warme Raumluft an und 
kühlen sie über einen integrierten 
Ventilator ab. Der Wasserdampf kon-
densiert und tropft in einen Tank, der 
regelmäßig geleert werden muss. Al-
le zehn von Öko-Test untersuchten 
Geräte funktionieren zuverlässig, das 
heißt, sie ziehen nachweislich Feuch-
tigkeit aus der Luft. Die Modelle, die 
am meisten Strom verbrauchen, sind 
allerdings nicht in jedem Fall die ef-
fizientesten. Positiv wurde von den 
Testern gewertet, wenn sich die opti-

RAuMEnTFEuchTER 

Als Dauerlösung ung
Bevor ein Raum­ E

 entfeuchter ins 
spiel kommt, sollte 

man den Grund 
für die zu hohe 

luftfeuchtigkeit 
herausfinden

L Der Test er-
schien in der Öko-
Test-Ausgabe 5/19. 
Die Ergebnisse im 
Detail kann man 
online für 2,50 
Euro abrufen: 
www.oekotest.de/
bauen­wohnen/
luftentfeuchter­
Test­nur­ein­
Raumentfeuchter­
sehr­gut 
_ 111435 _ 1.html
male Luftfeuchtigkeit – zwischen 40 
und 60 Prozent – genau einstellen 
lässt. Fast alle Geräte schalten sich 
automatisch ab, wenn die Zielfeuch-
tigkeit erreicht ist. Doch nur bei der 
Hälfte der Geräte kann man sich die 
aktuelle Luftfeuchtigkeit anzeigen 
lassen. Aber nur dann können Nut-
zer erkennen, ob sie das Gerät über-
haupt einschalten müssen.  
Insgesamt schnitt nur ein Gerät mit 

„Sehr gut“ ab, eins fiel mit „mangel-
haft“ durch. Bemängelt wurde in 
einigen Fällen die komplizierte Hand -
 habung. Die Testsieger kosten 120 
bis 200 Euro. 
Grundsätzlich gilt: Elektrische Luft-
entfeuchter machen nur in speziellen 
Fällen Sinn, etwa bei Souterrainwoh-
nungen oder nach einem – vom Mie-
ter selbst verursachten – Wasser-
schaden. Wenn Räume oder Zim-
merecken trotz Lüftens permanent 
zu feucht sind, hat es eine bauliche 
Ursache. Dann muss in aller Regel 
der Vermieter für Abhilfe sorgen. 
Birgit Leiß
7
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ist zulässig

im Juni wurden 
dem Senat die 

unterschriften für 
das Volksbegehren 

überreicht
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Studien zu „deutSche Wohn

Vergesellschaftung 
das Volksbegehren „deutsche Woh-
nen & co enteignen“ verstößt nicht 
gegen die Verfassung. das hat der 
Wissenschaftliche Parlamentsdienst 
(WPd) des Berliner Abgeordneten-
hauses bestätigt.

Angerufen wurde der Parlaments-
dienst von der AfD-Fraktion, die 
wohl ein anderes Ergebnis erwartet 
hat. Doch das Gutachten ist eindeu-
tig: Eine Vergesellschaftung nach 
Artikel 15 des Grundgesetzes ist 
zwar noch nie vorgenommen wor-
den, doch sie wäre verfassungsge-
mäß und auch mit dem Europarecht 
vereinbar. Das Ansinnen des Volks-
begehrens sei nicht unverhältnismä-
ßig und verstoße nicht gegen den 
Gleichheitsgrundsatz. Es sei auch 
sachgerecht, Firmen mit mehr als 
3000 Wohnungen zu vergesellschaf-
ten und öffentliche sowie genossen-
schaftliche Vermieter davon auszu-
nehmen. Die zu zahlende Entschädi-
gung dürfe auch unterhalb des Ver-
kehrswerts liegen, müsse sich aber 
an ihm orientieren.
8

Die Entschädigungssumme ist be-
kanntlich der Punkt, an dem sich die 
Geister scheiden. Die Initiative zum 
Volksbegehren „Deutsche Wohnen 
& Co enteignen“ hat ausgerechnet, 
dass sie mit 7,3 bis 13,7 Milliarden 
Euro deutlich unter dem Verkehrs-
wert liegen kann, während die Kos-
tenschätzung des Senats von 28,8 
bis 36 Milliarden Euro reicht. 
Noch günstiger als das WPD-Gut-
achten fällt eine Studie des Verfas-
sungsrechtlers Joachim Wieland aus. 
Beauftragt von den Bundestags- und 
Abgeordnetenhausfraktionen der 
Linken kommt der ehemalige Rektor 
der Universität für Verwaltungswis-
senschaften in Speyer zu dem Schluss, 
dass eine Vergesellschaftung verfas-
sungsgemäß ist und die Höhe der Ent -
schädigung sich nicht am Verkehrs-
wert orientieren müsse. Es sind ledig-
lich die Interessen der Allgemeinheit 
und der Wohnungskonzerne gerecht 
abzuwägen. Die  Sozialisierung ver-
stoße auch nicht gegen die Schulden-
bremse, weil für diese enteigneten 
Woh nungen eine Anstalt öffentli-
 noch gut 
chen Rechts gegründet werden soll.
Für das Anliegen, profitorientierte 
Immobilienkonzerne mit mehr als 
3000 Wohnungen in Gemeineigen-
tum zu überführen, hat die Initiative 
in nur drei Monaten 58 000 gültige 
Unterschriften gesammelt. Betrof-
fen wären zehn Unternehmen mit 
zusammen 243 000 Wohnungen. 
Das WPD-Gutachten setzt auch Ber-
lins Innensenator Andreas Geisel 
unter Druck. Seit Juni prüft seine 
Behörde die rechtliche Zulässigkeit 
des Volksbegehrens und verzögert 
so den Start der zweiten Stufe.
Jens Sethmann
weg

deloitte-MietenVergleich

deutschland kommt
Man mag es angesichts der immen-
sen Preisanstiege der vergangenen 
Jahre kaum glauben: die Mieten in 
deutschland sind, verglichen mit 
denen der europäischen nachbarn, 
verhältnismäßig günstig.

Zu diesem überraschenden Ergebnis 
kommt eine im Sommer veröffent-
lichte Studie des Beratungsunterneh-
mens Deloitte. Demnach rangiert 
Berlin innerhalb der 44 untersuchten 
Städte auf Platz 40. In der deutschen 
Hauptstadt wurden 2018 im Durch-
schnitt 7,50 Euro je Quadratmeter 
Wohnraum fällig.
Hamburg und Frankfurt am Main 
landeten auf den Plätzen 33 und 
34 (8,60 beziehungsweise 8,40 Eu-
ro pro Quadratmeter). Und selbst 

in Paris betra- E 
gen die Mietkosten 

durchschnittlich 
27,80 euro pro 
Quadratmeter

L Der komplette 
„Deloitte Property 
Index“ in engli-
scher Sprache unter 
www.deloitte.com/
de/de/pages/real-
estate/articles/
deloitte-property-
index-2019.html
München, die teuerste der vier un-
tersuchten deutschen Städte, kommt 
mit einem durchschnittlichen Qua-
dratmeterpreis von 10,50 Euro auf 
einen vergleichsweise günstigen 29. 
Platz.
Angeführt wird die Liste von  Paris, 
wo die Mietkosten sich 2018 auf 
durchschnittlich 27,80 Euro pro Qua-
dratmeter beliefen. Unter den teuers-
ten Städten sind neben London und 
Barcelona mit Oslo, Trondheim und 
Bergen drei norwegische Städte zu 
finden. In die Untersuchung flos-
sen nicht nur Neu-, sondern auch 
Bestandsmieten in ausgewählten 
Städten aus 15 europäischen Län-
dern ein. 
Der „Deloitte Property Index“ ver-
gleicht in erster Linie Immobilien-
preise. Auch beim Wohneigentum 
liegt Deutschland demnach im güns-
tigeren Bereich – im Zwölf-Länder-
Vergleich sind nur Portugal und Bel-
gien billiger.
Katharina BuriFo
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HTTP://www.deloitte.com/de/de/pages/real-estate/articles/deloitte-property-index-2019.html
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rechnerisch machb
den Wohnungsmangel bis 2030 zu 
beseitigen – das ist das ehrgeizige 
ziel des neu aufgestellten Stadtent-
wicklungsplans Wohnen.

Berlin wächst seit 2011 jedes Jahr 
um rund 40 000 Einwohner. Weil 
das deutlich mehr ist, als im letzten 
Stadt entwicklungsplan Wohnen (StEP) 
angenommen wurde, musste der 
Plan aktualisiert werden. Der neue 
StEP Wohnen will den Rahmen set-
zen, damit Berlin bis 2030 wieder 
einen ausgeglichenen Wohnungs-
markt bekommt.
Bis zu jenem Jahr braucht Berlin 
194 000 zusätzliche Wohnungen, 
davon 77 000, um den aktuellen 
Mangel zu beseitigen, und 117 000, 
um den Bedarf von Zuzüglern zu de-
cken. Rechnerisch ist das zu schaf-
fen: Der StEP Wohnen weist Flächen 
aus, auf denen 199 000 neue Woh-
nungen gebaut werden können. Die 
Hälfte soll von gemeinwohlorientier-
ten Unternehmen gebaut werden. 
157 000 Wohnungen sind in Form 
größerer Projekte geplant, unter an-
MieterMagazin 10/2019
derem in 14 neuen Stadtquartieren 
– zum Bei spiel Europa-City, Garten-
feld oder Güterbahnhof Köpenick – 
und in 30 zu verdichtenden Siedlun-
gen wie Friedrichshain-West oder 
Gropiusstadt. Weitere 42 000 Woh-
nungen sollen kleinteilig entstehen, 
etwa durch Lückenbebauung, Auf-
stockung oder Dachgeschossausbau. 
Die größeren Vorhaben sind danach 
eingestuft, ob sie kurz-, mittel- oder 
langfristig realisierbar sind. Nur rund 
ein Viertel der Bauflächen gehört 
dem Land Berlin. 
Die Verabschiedung des StEPs ist vom 
Regierenden Bürgermeister Michael 
Müller wochenlang verzögert wor-
den, weil ihm der Plan noch nicht 
ehrgeizig genug erschien. Nun sind 
zwei weitere Neubauprojekte in den 
StEP aufgenommen worden: Sie mens-
stadt und Gut Hellersdorf mit 2750 
beziehungsweise 1250 Wohnungen. 
Zusätzlich hat der Senat ein Hand-
lungsprogramm zur Beschleunigung 
des Wohnungsbaus beschlossen. 

„Verteilt über das gesamte Stadt-
gebiet brauchen wir vor allem für 
ur MietPreiSBr

 eigentüm
die Menschen zusätzlichen Wohn-
raum, die es am Wohnungsmarkt 
aufgrund ihrer  Einkommenssituation 
besonders schwer haben“, erklärt 
Stadtentwicklungssenatorin Katrin 
Lompscher. Deshalb hat der StEP 
Wohnen 2030 auch das Ziel, den 
Wohnungsbestand bezahlbar zu hal-
ten. Das zentrale Instrument, der 
Mietendeckel, ist bereits auf den 
Weg gebracht.
Jens Sethmann

nachverdichtung 
in friedrichshain: 

Baustelle in der  
friedenstraße

F
L Stadtentwick-
lungsplan Wohnen 
2030 unter:
www.stadtent
wicklung.berlin.
de/planen/stadt
entwicklungspla
nung/de/wohnen
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klare Ansage an die
Wohnungssuchende können aufat-
men: höchstrichterlich wurde nun 
entschieden, dass die Mietpreis-
bremse nicht gegen das grundge-
setz verstößt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat 
deutlich gemacht, dass die Begren-
zung der Miete bei Wiedervermie-
tungen auf 10 Prozent über der orts-
üblichen Vergleichsmiete verfassungs -
gemäß ist. Überprüft wurden drei 
Urteile Berliner Gerichte. Die Verfas-
sungsrichter stellten dabei ebenfalls 
klar, dass auch die Berliner Landes-
verordnung, mit der die Einführung 
der Mietpreisbremse begründet wur-
de, rechtens ist. Es liege durchaus im 
öffentlichen Interesse, der Verdrän-
gung wirtschaftlich weniger leistungs-

die vom damali- E
gen Bundesjustiz-

minister heiko 
Maas 2015 erlas-

sene Mietpreis-
bremse wurde jetzt 

für verfassungs-
gemäß erklärt

L Bundesver-
fassungsgericht 
vom 18. Juli 2019 
– 1 BvL 1/18, 
1 BvL 4/18, 
1 BvR 1595/18
fähiger Bevölkerungsgruppen entge-
genzuwirken, so das Gericht. Die Ei-
gentumsgarantie des Grundgesetzes 
gewährleiste nicht die höchstmögli-
chen Mieteinnahmen.
Der Deutsche Mieterbund (DMB) 
ist hocherfreut über den Gerichts-

F

beschluss. „Diese Entscheidung ist 
eine Ohrfeige für alle diejenigen, die 
bei jedem mieterschützenden Gesetz 
reflexartig die angebliche Verfas-
sungswidrigkeit beschreien“, erklärt 
DMB-Präsident Lukas Siebenkotten. 
Der Berliner Mieterverein (BMV) ist 
mit dem Urteil gleichermaßen zu-
frieden. „Der Beschluss ist eine kla-
re Ansage an die Eigentümer“, sagt 
BMV-Geschäftsführer Reiner Wild.
Der Richterspruch darf aber nicht 
darüber hinweg täuschen, dass die 
Mietpreisbremse „löchrig wie ein 
Schweizer Käse“ ist, so Wild. Die 
Bundesregierung sei nun aufgefor-
dert, die Bremse endlich zu einem 
wirksamen Schutzinstrument fortzu-
entwickeln. 
Jens Sethmann
9
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Ein Gutachten 
verharmlost den 
Einfluss von Kurz-
zeitvermietungen 
auf den Woh-
nungsmarkt
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Das Forschungsinstitut Empirica 

hat im Auftrag des führenden Fe-
rienwohnungs-Portals Airbnb den 
Einfluss dieses Geschäfts auf städ-
tische Wohnungsmärkte untersucht 
– und kommt zu einem grotesken 
Ergebnis.

Wir haben uns angeblich alle jahre-
lang geirrt: Die Kurzzeitvermietung 
von Wohnraum an Touristen schmä-
lert nicht das Wohnungsangebot – 
nein, sie entlastet sogar den Woh-
nungsmarkt. Das will jedenfalls Em-
pirica  glauben machen. „Homesha-
ring schadet dem Wohnungsmarkt 
nicht, sondern steigert die Effizienz 
der Wohnraum nut zung“, erklärt 
Annamaria Deiters-Schwedt, Auto-
rin der Studie. Ihre Logik: Wenn alle 
Feriengäste in Hotels unterkommen 
sollten, müssten viel mehr Hotels 
gebaut werden – und zwar auf Flä-
chen, die man besser für den Woh-
nungsbau nutzen sollte. 
Empirica hat ausgerechnet, dass das 
Bauland, das – dank Airbnb – nicht 
für neue Hotels benötigt wird, zum 
Bau von exakt 2458 Wohnungen 
reicht. Auf einem Monopoly-Brett 
mag das funktionieren. In echten 
Städten verhindern aber Stadtpla-
nung und Baurecht mit guten Grün-
den, dass man an jeder Stelle nach 
Belieben mal ein Hotel, mal ein 
Wohnhaus bauen kann. 
Der Studie zufolge ist der Einfluss 
der über Airbnb angebotenen Ferien-
unterkünfte klein. Es sind in Berlin 
26 500. Für ein wohlwollendes Gut-
achten gibt das in Irland sitzende 
Unternehmen diese Zahl erstmals 
preis. Den Berliner Wohnungsäm-
tern hat es solche Auskünfte bislang 
verweigert. Von diesen Unterkünf-
ten werden 13 000 komplett als Fe-
rienwohnungen angeboten. Mehr 
als die Hälfte aller Unterkünfte wa-
ren bis zu 30 Nächte im Jahr gebucht, 
aber elf Prozent – knapp 3000 Woh -
nungen – länger als 180 Nächte. Em-
pirica nennt diese Zahl als zu ge ring, 
um negative Wirkungen auf den 

StuDiE zu FEriEnWohnunGEn

Airbnb will sich 
weißwaschen
10
Wohnungsmarkt zu haben. „Regu-
lierende Eingriffe sollten daher stets 
in einer angemes senen Relation zur 
tatsächlichen Pro blemlage stehen“, 
lautet Deiters-Schwedts Fazit, das 
sicher auch im Sinne des Auftrag-
gebers ist.
Die Studie geht nicht darauf ein, dass 
vor allem günstige innerstädtische 
Wohnungen als Ferienapartments 
zweckentfremdet werden und die als 
„Ersatz“ angepriesenen, aber noch 
ängst nicht gebauten Neubauwoh-
ungen wesentlich teurer sind und 
udem eher am Stadtrand entste-
en. Gar nicht zu sprechen von der 
ouristifizierung, die den Menschen 
n „Szenekiezen“ das Wohnen zu-
ehmend beschwerlich macht. Für 
irbnb ist all das kein Problem. Für 
as Land Berlin gibt es aber  Gründe 
enug, auch weiterhin gegen  jede 
inzelne Zweckentfremdung vorzu-
ehen.                    Jens Sethmann

L Download der 
Studie unter:
www.empirica-
institut.de/
thema/woh
nungsmaerkte-
und-wohnungs
politik/
Hinweisformular 
für Zweckent-
fremdungen von 
Wohnraum unter:
www.stadtent
wicklung.berlin.
de/wohnen/
zweckentfrem
dung _ wohnraum/ 
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Die Mieterinnen und Mieter der Neuköllner Leinestraße 8 luden ein zum 
gemeinsamen Protest gegen den Verkauf ihres Hauses an die  „Aramid 
GmbH & Co KG“. Rund 100 Gäste folgten der Einladung, so auch Neu-
köllns Baustadtrat Jochen Biedermann, der über seine Bemühungen zur 
Ausübung des Vorkaufsrechts berichtete. Der Neuköllner Bezirksgrup-
penleiter des Berliner Mietervereins, Wilhelm Laumann, bestärkte die 
Mieter in ihrem Protest und versprach Hilfe durch den Mieterverein. 
Dem ließ er dann auch mit einem Schreiben an den Finanzsenator Kol-
latz Taten folgen, in dem er um Unterstützung für die Leinestraße bat. 
Wie nach Redaktionsschluss des MieterMagazins bekannt wurde, hat 
der Bezirk Neukölln nunmehr sein Vorkaufsrecht zugunsten der Dege-
wo wahrnehmen und ausüben können.                                          ww

Leinestraße: Protest hatte Erfolg 
MieterMagazin 10/2019
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haustür kaputt, 
Briefkästen kaputt, 

herd kaputt – 
was interessiert‘s 

den Vermieter?
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Die EnCA Group witterte wohl das 
große Geld, als sie vor zwei Jahren 
mehrere häuser in Lichtenberg an 
Geflüchtete vermietete – mit Einzel-
mietverträgen für rund 490 Euro pro 
zimmer. Macht fast 1500 Euro für 
eine circa 70 Quadratmeter  große, 
nicht möblierte Dreizimmerwohnung.
Dass mit der Vermietung auch Pflich-
ten verbunden sind, wird vom Ver-
mieter ignoriert. 

Er habe immer geglaubt, dass in 
Deutschland Regeln gelten, meint 
ein junger Mann, der Ende 2017 zu-
sammen mit anderen Afghanen in 
die Egmontstraße 3 gezogen ist. Sie 
freuten sich riesig, endlich aus dem 
Flüchtlingsheim ausziehen zu kön-
nen. Am Anfang habe man daher 
über die Mängel hinweggesehen. 
Doch mittlerweile ist die Wohnsitua-
tion unerträglich geworden. Es gibt 
Schimmel, die Haustüren sind nicht 
verschließbar, die Briefkästen kaputt 
und drei der vier Herdplatten sowie 
der Backofen sind kaputt. Einen Haus-
meister gibt es nicht. Auf Mängel-
meldungen reagiert der Vermieter 
nicht oder er stellt den Mietern die 
Kosten in Rechnung, weil sie den 
Schaden angeblich selbst verursacht 

GEFLüChtEtE

Einträgliches Vermi
MieterMagazin 10/2019
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Homepage-Erst
Jetzt für Schnupper

Gemeinsam bauen wir mit
Homepage – es sind keine
Laufend neue Kurse ab September 

hosttech.de/crea

Anzeige
hätten. Das Treppenhaus sei in den 
letzten zwei Jahren nur einmal ge-
putzt worden – was man ihm auch 
ansieht. Dazu kommen hohe Heiz- 
und Betriebskostennachforderungen 
von bis zu 1000 Euro – ungerecht-
fertigt, wie eine Prüfung des Berli-
ner Mietervereins (BMV) ergeben 
hat. Das größte Problem ist aber 
der massive Bettwanzenbefall in fast 
allen Wohnungen. Die gleichen Zu-
stände herrschen auch in den be  -
nachbarten Häusern der ENCA Ver-
mögensverwaltung GmbH in der 
Skandinavischen Straße nahe dem 
Bahnhof Lichtenberg sowie in der 
Lückstraße 29. Seit einem Wasser-
schaden vor einigen Monaten gibt 
es im gesamten Haus kein Warm-
wasser mehr. Zum Duschen machen 
sich die jungen Männer Wasser im 
Wasserkocher heiß. Eine schriftli-
che Stellungnahme woll te die EN-
CA Group nicht abgeben. Am Tele-
fon betonte ENCA-Mitarbeiter  Kadir 
Meral, dass die Häuser „frisch sa niert“ 
vermietet worden waren. 
„Von außen war alles tipptopp“, sagt 
dazu eine derjenigen, die ehrenamt-
lich den Flüchtlingen helfen. Aber es 
ge be viele Fehlkonstruktionen. Ein 
Bad hatte nicht einmal eine Dusch-
�
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ellung mit wenige
kurs anmelden.

 unserem Website Creator d
 Vorkenntnisse notwendig.  

2019.

tor Kursleiter 
tasse, so dass bei jedem Duschen 
das Bad unter Wasser gesetzt wurde. 
 Meral betont, man rea giere sofort 
auf Män gelmeldungen. Doch wäh-
rend er behauptet, nichts von einem 
kaputten Herd zu wissen, liegt dem 
MieterMagazin die schriftliche Män-
gelmeldung von April vor. 
„Es wird schamlos ausgenutzt, dass 
die Leute große Angst haben, wie-
der in ein Heim zurück zu  müssen“, 
sagt die ehrenamtliche Helfe rin. Die 
profitable  Vermietungspra xis zu un-
terbinden, scheint aus  sichtslos. Beim 
Landesamt für Flücht lings ange le gen-
heiten (LAF) heißt es, man sei nicht 
der Vermittler dieser Zimmer und 
könne jemanden, der wegen der Kos-
tenübernahme mit einem Mietver-
trag von der ENCA Group komme, 
nicht ablehnen.              Birgit Leiß

F
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Bereits im Jahr 1973 hat die Bun-
desrepublik Deutschland den In-
ternationalen Pakt über wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle  Rechte 
ratifiziert, der in Artikel 11 das Recht 
auf Wohnen als ein Menschenrecht 
festschreibt. Jetzt hat sich ein Ak-
tionsbündnis gegründet, das die-
sem Recht Nachdruck verleiht und 
konkrete Maßnahmen einfordert.

Auch ein Jahr nach dem Wohngipfel 
im Bundeskanzleramt hat sich hier­
zulande noch immer nichts ge ändert: 
Eine Million bezahlbare Mietwohnun­
gen fehlen, die Mieten steigen wei­
ter, bundesweit gibt es 275 000 Woh­
nungslose. 
Im September 2019 schlossen sich 
deshalb der Deutsche Mieterbund, 
der Deutsche Gewerkschaftsbund, 
der Berliner Mieterverein, die Bun­

„WohNEN IST MENSChENREChT“

Kurswechsel  
ist notwendig
12

Wohnen ist E
auch eine Sache 

des Trainings
desarbeitsgemeinschaft Wohnungs­
losenhilfe und acht weitere Verbän­
de, Organisationen und Initiativen 
zum Aktionsbündnis „Wohnen ist 
Menschenrecht“ zusammen, das 
einen radikalen Kurswechsel in der 
Wohnungs­ und Mietenpolitik for­
dert. DMB­Präsident Lukas Sieben­
kotten: „Wir brauchen mehr nach­
haltigen, sozialen und dauerhaft 
preisgünstigen neuen Wohnraum. 
e Chancen
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Franziska Schulte vom Berliner Mie­
terverein meint: „Berlin ist mehr als 
jede andere Stadt rasanten Mietstei­
gerungen ausgesetzt.“ Das  Bündnis 
fordert eine neue Wohnungsgemein­
nützigkeit und das Recht auf Woh­
nung im Grundgesetz zu veran kern. 
Es sind zahlreiche  Aktionstage, Groß­
demonstrationen und andere Aktio­
nen geplant. 
Rainer Bratfisch

Das Bündnis stellte 
seine Forderungen 

im September 
der Presse vor

L Weitere 
Informationen:
www.menschen
recht-wohnen.org
losigkeit

Sie haben die schlechtesten Karten 
auf dem Berliner Wohnungsmarkt: 
Zuwanderer aus Bulgarien und Ru-
mänien, aber auch Geflüchtete wer-
den von vielen Vermietern links lie-
gen gelassen. Ein Bildungs- und 
Trainingsprogramm hat nun vielen 
geholfen. 

Eine Wohnung finden, vom Vermie­
ter akzeptiert werden, alle Mietfor­
malitäten korrekt erledigen und die 
Regeln eines nachbarschaftlichen 
Zusammenlebens kennen – das sind 
Herausforderungen, die nicht alle 
bewältigen. „Geflüchtete oder auch 
Zuwanderer aus Südosteuropa haben 
es am Berliner Wohnungsmarkt be­
sonders schwer“, erklärt Ana  Sandu 
von Gebewo, einem Träger der freien 
Wohlfahrtspflege. „Statt in einer ei­
genen Wohnung bleiben die Betrof­
fenen meist lange in Gemeinschafts­
unterkünften, kommen bei Bekann­

„MEIN WEG ZuM WohNEN“

Strategien gegen di

ten unter oder hausen in prekären 
Verhältnissen.“ 
Um ihnen eine Chance zu geben, 
dort herauszukommen, startete 
2017 das Projekt „Mein Weg zum 
Wohnen“. Über zweieinhalb  Jahre 
bot das vom Senat und der EU ge­
förderte Programm zahlreiche Infor­
mations­ und Bildungsveranstaltun­
gen, Beratung und Training. Ana 
Sandu: „Dabei ging es im Wesent­
lichen immer um die Fragen: Was 
brauche ich, um eine Wohnung an­
zumieten? Und wie gelingt es mir, 
sie zu behalten?“ 
Um möglichst vielen die Teilnahme 
zu ermöglichen, wurden die  Kurse 
und Gespräche sowie auch der 
schriftliche Leitfaden in Arabisch, 
Bulgarisch und Rumänisch angebo­
ten. Die Veranstalter gingen mit ih­
ren Workshops in Flüchtlingsheime, 
wandten sich auf der Suche nach In­
teressierten aber auch an Jobcenter, 
warben über Vereine und machten 
ihr Anliegen auf Straßenfesten und 
in sozialen Netzwerken publik. 
Ana Sandu: „Wir konnten vielen 
Mut machen und ihnen zeigen: Es 
gibt Ansprechpartner für ihre Pro­
bleme – sie sind nicht allein.“
Rosemarie Mieder
MieterMagazin 10/2019

HTTP://www.menschenrecht-wohnen.org


und Land sowie WBM im Jahr 2018 
in den Wohnungsbau investiert – so 
viel wie noch nie. 3279 Wohnungen 
haben sie im Jahr 2018 fertiggestellt. 
Sie haben damit ihren Gesamtbestand 
auf 307 000 Wohnungen ausgewei­
tet. In diesem Jahr werden sie mit 
Investitionen in Höhe von rund 1,3 
Milliarden Euro und 5006  neuen Woh ­
nungen einen neuen Rekord aufstel­
len.. Für rund 45 Prozent der im Jahr 
2018 begonnenen Neubauten wur­
den Fördermittel in Anspruch ge­
nommen.  
Vor drei Jahren hat der Senat das 
Ziel ausgegeben, dass die landesei­
genen Wohnungsunternehmen zwi­
schen 2017 und 2021 zusammen 
30 000 neue Wohnungen  errichten. 
Nach den jetzigen Plänen werden 
2021 nur 26 149 Wohnungen fer­
tig sein. Nur wenn man die dann 
begonnenen Bauprojekte mitzählt, 
wird die Zielmarke mit 31 566 Woh­

Die sechs landeseigenen Wohnungs-
baugesellschaften stellen neue Bau-
rekorde auf. Ihr Ziel, bis 2021 die 
Zahl von 30 000 Wohnungen zu er-
richten, erreichen sie aber nur mit 
einem kleinen Rechentrick.

Seltene Eintracht demonstrierten die 
Stadtentwicklungssenatorin Katrin 
Lompscher (Linke) und der Regie­
rende Bürgermeister Michael Müller 
(SPD), der sonst in sein früheres Res­
sort gerne mit streitbaren Einwürfen 
hineinfunkt. Bei ei ner Rundfahrt zu 
den Baustellen der landeseigenen 
Wohnungsbauge sell schaften von 
der Wasserstadt Ober havel über 
Gesundbrunnen und Lichtenberg 
bis nach Neukölln lobten beide das 
Engagement der Wohnungsunter­
nehmen im Kampf gegen die Woh­
nungsnot.
882 Millionen Euro haben Degewo, 
Gesobau, Gewobag, Howoge, Stadt 

nungen übertroffen. Katrin Lomp­
scher will private Investoren stärker 
in die Pflicht nehmen: „Künftig wer­
den die gemeinsamen Projekte der 
landeseigenen Wohnungsbaugesell­
schaften mit privaten Bauträgern ei­
ne größere Bedeutung erlangen.“
Jens Sethmann

KoMMuNAlE WohNuNGSuNTERNEhMEN (1)

So viel gebaut wie noch nie 

RNEhMEN (2)

 bewirtschaftet

Die landeseigenen 
Wohnungsunter-
nehmen sind 
auf Rekordkurs 
beim Bauen
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Der Senat zieht für das Jahr 2018 
eine positive Bilanz über die Arbeit 
der sechs städtischen Wohnungs-
baugesellschaften. Sie haben auf 
den Berliner Wohnungsmarkt eine 

„mietpreisdämpfende Wirkung“, so 
Stadtentwicklungssenatorin Katrin 
lompscher.

„Leistbare Mieten, Wohnungsneu­
bau und soziale Wohnraumversor­
gung“ – diese Ziele hat die Koope­

KoMMuNAlE WohNuNGSuNTE

Verantwortungsvoll

Ihre Verpflich-
tungen gegenüber 

Benachteiligten 
haben die Städti-
schen übererfüllt

L Download des 
Berichts unter:
www.stadtent
wicklung.berlin.
de/wohnen/wohn
raumversorgung/
MieterMagazin 10/2019
rationsvereinbarung, die der Senat 
2017 mit den sechs landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften und der 
Wohnraumversorgung Berlin (WVB) 
geschlossen hat. Mit dem Ergebnis 
des Jahres 2018 ist Senatorin Lomp­
scher zufrieden: Die Gesellschaften 
würden „ihre Bestände vorbildlich 
und sozial verantwortungsvoll be­
wirtschaften und die an sie gestell­
ten hohen Erwartungen erfüllen“. 
Die Vorgabe, die Mieten in laufen­
den Mietverträgen um höchstens 
zwei Prozent im Jahr zu erhöhen, 
haben die Wohnungsunternehmen 
eingehalten. In 292 individuellen Här­
tefällen wurde die Miete gesenkt. 
Die durchschnittliche Bestandsmiete 
liegt bei 6,09 Euro pro Quadratme­
ter nettokalt und damit 0,40 Euro 
unterhalb der vergleichbaren Miet­
spiegelmiete. Bei der Wiedervermie­
tung verlangen die städtischen Woh­
nungsunternehmen im Schnitt 7,43 
Euro pro Quadratmeter – 28 Prozent 
weniger als die marktüblichen 10,32 
Euro.
Wegen Mietrückständen haben die 
Wohnungsbaugesellschaften insge­
samt 3347 fristlose Kündigungen 
ausgesprochen. Nach einer Beratung 
der betroffenen Mieter konnte gut 
die Hälfte der Kündigungen zurück­
genommen werden. Trotzdem kam 
es noch zu 311 Zwangsräumungen.
Knapp übertroffen wurde die Vorga­
be, 60 Prozent aller  freiwerdenden 
Wohnungen an Haushalte zu ver­
mieten, die wegen ihres  geringen 
Einkommens Anrecht auf einen 
Wohnberechtigungsschein haben. 
Die Verpflichtung, 11 Prozent der 
zur Vermietung stehenden Woh­
nungen an besonders Benachteilig ­
te wie Obdachlose, Flüchtlinge oder 
betreute Wohnformen zu vergeben, 
wurde mit 16,5 Prozent deutlich 
übererfüllt.            Jens Sethmann
13
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Das Umland lockt mit vergleichs­
weise günstigen Mieten und viel 
Freiraum immer mehr Berliner an. 
Einige von ihnen erproben dort neue 
Formen des Wohnens und Arbeitens 
– das ist das Ergebnis zweier aktuel­
ler Untersuchungen.

Angesichts explodierender Mietpreise 
in der Hauptstadt wird Brandenburg 
zunehmend attraktiver für Berliner, 
wie aktuelle Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes zeigen. Demnach hat 
im Jahr 2018 die Mark 15 412 neue 
Bewohner gewonnen. Zwar wander­
ten rund 41 000 Menschen in ande­
re Bundesländer ab – gleichzeitig zo­
gen aber gut 56 000 zu, ein Großteil 
von ihnen aus Berlin.  
Eine weitere Untersuchung des Ber­
lin­Instituts für Bevölkerung und Ent ­
wicklung bestätigt die Tendenz: Sie 
sieht einen leichten Trend zur Stadt­

lAnD BrAnDEnBUrg

Impulse durch 
die stadtmüden?
14

Der Bundesverban
lien­ und  Wohnung
(BFW) hat beim Me
institut Forsa eine 
Wohnen in Deutsch
gegeben. Deren Er
von dem Verband r
ausgelegt.

„Das Bild, das derze
keit gezeichnet wir

ForsA­stUDIE „

Alles eitel

Immobilienver­
bandschef Ibel: 

„nicht am Miet­
recht doktern“
flucht. Neben dem günstigeren 
Wohnraum lockten vor allem das 
Mehr an Platz und die Freiräume. 
Waren bislang vor allem die  Städte 
und der Speckgürtel attraktiv, rü­
cken nun zunehmend auch kleine­
re Orte und Dörfer in den Blick der 
Umzugswilligen. Diese organisieren 
sich auch in neuen Formen des Zu­
sammenlebens. 18 solcher Gemein­
schaftsprojekte mit innovativen For­
men des Wohnens und Arbeitens 
nimmt die Studie genauer unter die 
Lupe, darunter etwa den Hof Prädi­
kow in Prötzel in Märkisch­Oderland. 
d Freier Immobi­
sunternehmen 

inungsforschungs ­
Umfrage über das 
land in Auftrag 

gebnisse werden 
echt eigenwillig 

it in der Öffentlich ­
d, hat  wenig bis 

gar nichts mit der R
meint BFW­Präside
Laut Umfrage sind 
Mieter mit ihrer Wo
frieden, 86 Prozent 
Verhältnis zu ihrem V
zent halten ihre Mie
sen oder gar zu nie
obwohl fast die Häl
Prozent ihres Netto
die Miete aufbringe
Allerdings zeigt die 
dere Ergebnisse: Nu
der Befragten mein
schätze die Bedürf n
kerung in Bezug au
richtig ein, 82 Proze
Wohnungspolitik de
rung unzufrieden. I
de für die Unzufried
nicht erfragt. Es kön
rüber sein, dass die
rung den Wohnung

WIE Wohnt DEUtschlAnD?“

 sonnenschein? 
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Sie sieht sie als mögliche Pioniere ei­
ner neuen Landbewegung. 
Fazit der Studienmacher: Die Stadt­
müden könnten neue Impulse geben 
und aussterbende Dörfer neu bele­
ben. Dazu müsse die Politik aber ih­
ren Beitrag leisten. Denn unter den 
Zuzüglern sind viele, die in Kreativ­
berufen arbeiten und nahezu über­
all ihrer Arbeit nachgehen können, 
dafür aber auf eine stabile Internet­
verbindung angewiesen sind. Dem 
stehe der noch lückenhafte Breit­
bandausbau gegenüber. 
Katharina Buri

L Die Studie „Ur-
bane Dörfer – wie 
digitales Arbeiten 
Städter aufs Land 
bringen kann“ des 
Berlin-Instituts für 
Bevölkerung und 
Entwicklung unter
www.berlin­
institut.org/
publikationen/
studien/urbane­
doerfer.html 
MieterMagazin 10/2019

ealität zu tun“, 
nt Andreas Ibel. 
84 Prozent der 
hnsituation zu­

haben ein  gutes 
ermieter, 81 Pro­
te für angemes­
drig – und das, 
fte mehr als 30 
einkommens für 
n muss. 
Studie auch an­
r sieben  Prozent 
en, die Politik 
isse der Bevöl­
f das Wohnen 
nt sind mit der 
r Bundesregie­

ndessen: Grün­
en heit wurden 
nte Unmut da­
 Bundesregie­
sbau, den Mie­

tendeckel und die Mietpreis bremse 
– Maßnahmen, die die Mehrheit der 
Befragten für wirkungsvoll hält – 
nicht entschlossen voranbringt. Der 
BFW hält hingegen schon die dürf­
tige Mietpreisbremse für „falsch und 
unsozial“, so Ibel. „Es liegt kein kom­
plettes Marktversagen vor, das sol­
che Eingriffe rechtfertigen würde.“ 
Die Studie stellt auch fest, dass sich 
fast alle Befragten Sorgen machen, 
ob sie ihren Wohnstandard zukünf­
tig halten können. Bei Mietern sind 
die Sorgen deutlich größer als bei Ei­
gentümern. „Hier hilft es nur, mehr 
Menschen den Weg ins Eigentum zu 
ermöglichen, anstatt am  Mietrecht 
zu doktern“, folgert Ibel. Mietpreis­
bremse, Mietendeckel und Enteig­
nungen sind für ihn „Monster“: „Da­
mit verbauen wir unsere Zukunft.“ 
Welche meint er: die der Immobilien­
branche?                 Jens Sethmann

http://www.berlin-institut.org/publikationen/studien/urbane-doerfer.html


täglich verschwin­
den in Deutschland 
230 sozialwohnun­
gen vom Markt

Fo
to

: P
au

l G
la

se
r

Berlins sockel an  sozialwohnungen 
bröckelt. Wie in anderen deutschen 
Ballungszentren laufen Bindungs­
fristen aus, neu geschaffen wird 
demgegenüber deutlich  weniger 
preisgebundener Wohnraum. Ein 
Akutplan fordert nun den neustart 
im sozialen Wohnungsbau – mit 
rahmenbedingungen, die auch 
mehr private Investoren ins Boot 
holen wollen. 

Innerhalb von nur drei Jahren sind 
in Berlin tausende Sozialwohnun­
gen verschwunden. Waren es Ende 
2015 noch 152 854 im Bestand, so 
schmolz diese Zahl bis Ende 2018 
auf 116 220 zusammen. Die  Ursache: 
Für über 45 000 der geförderten 
Wohnungen waren in dieser Zeit 
die Bindungen ausgelaufen. Die Bin­
dungsdauer beträgt üblicherweise 
30 Jahre. 
Neu geschaffen wurden dagegen 
lediglich 8810 Wohnungen mit So­
zialbindung. Eine Untersuchung 
des Pestel­Instituts machte diese 
Zahlen öffentlich. Diese Studie war 
vom Bündnis „Soziales Wohnen“ 
für ganz Deutschland in Auftrag 
gegeben worden. Die im Bündnis 
zusammengeschlossenen Verbände, 
unter anderem der Deutsche Mie­
terbund, forderten daraufhin mit 
einem „Akutplan für soziales und 
bezahlbares Wohnen“ vor allem in 
den Ballungsräumen eine deutliche 
Steigerung des sozialen Mietwoh­
nungsbaus. Derzeit würden täglich 
deutschlandweit 230 Sozialwohnun­
gen vom Markt verschwinden, hatte 
der Vorsitzende der IG Bau, Robert 
Feiger, auf der Präsentation der Stu­
die im August bekanntgegeben und 
nach einem Neustart des Sozialen 
Wohnungsbaus verlangt. 
Damit der gelingt, dürfte der miet­
preis­ und belegungsgebundene 
Wohnungsbau jedoch nicht nur auf 
den Schultern der kommunalen Un­
ternehmen liegen, wie das bisher in 
der Regel der Fall ist. Beispiel Berlin: 
Hier entfallen 86 Prozent aller seit 

sozIAlEr WohnUngsBAU

Aktionsplan 
erforderlich
MieterMagazin 10/2019
2014 bewilligten Sozialwohnungen 
laut IBB­Wohnungsmarktbericht 2018 
auf die städtischen Wohnungsbau­
gesellschaften, knapp 14 Prozent auf 
private Investoren und weniger als 
ein Prozent auf  Genossenschaften. 

„Ohne eine Verbesserung der Rah­
menbedingungen“, warnt das Pestel­
Institut, „ist eine Entspannung auf 
Deutschlands angespannten Woh­
nungsmärkten nicht zu erwarten.“ 
Um künftig auch mehr private In­
vestoren für den Bau von Sozialwoh­
nungen zu gewinnen, fordert der 
Akutplan des Bündnisses „Soziales 
Wohnen“ neben zusätzlichen Son­
derabschreibungen vor allem eine 
Verbilligung von Bauland bis zu 15 
Prozent im Sozialen Wohnungsbau 
und ein Aussetzen der Grundsteuer 
während der Bindungsfrist.
Rosemarie Mieder
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Als „Startschuss für die bürgereigene Energiewende in Berlin und ei­
nen wichtigen Schritt für mehr Klimaschutz“ bezeichnet Christoph 
Rinke, Vorstand der BürgerEnergie Berlin eG, das Fotovoltaik­Mieter­
stromprojekt auf dem Dach des Gebäudekomplexes Fuldastraße, 
Ecke Ossastraße in Neukölln, das jährlich 84 500 Kilowattstunden 
Strom produziert. 118 Haushalte können direkt auf das Angebot zu­
greifen. Der Tarif für die Mieter beträgt 26,80 Cent pro Kilowattstun­
de plus 7,35 Euro pro Monat Grundpreis. 
rb

Bürgereigene Wende auf dem Dach
15
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Die Beurteilung von 
Wohnungsmängeln

erfordert mitunter 
technische Expertise

Wo der 
Gutachter 
gebraucht 

wird

Die juristische Beratung seiner 
Mitglieder ist eine  Kernaufgabe 

des Berliner Mietervereins (BMV). 
Doch manchmal braucht man 

bei mietrechtlichen Problemen 
weitere Expertinnen und Exper­
ten – sei es, um das Vorhanden­

sein eines Mangels überhaupt 
beweisen zu können oder auch, 

um für eine spätere gericht­
liche Aus einandersetzung gerüs­

tet zu sein. Für solche Fälle hat 
der  Mieterverein eine Reihe von 
Gutachtern, die mit ihrem tech­
nischen Sachverstand Probleme 
wie Schimmel, Schadstoffe oder 

Lärm unter die Lupe nehmen.  
In welchen Fällen lohnt sich 

ihr Einsatz? Und wer übernimmt 
die Kosten? 
16
in Klassiker ist die Wohnflächen­
berechnung. Wer Zweifel hat, ob 

die Wohnung tatsächlich so groß ist 
wie im Mietvertrag angegeben, kann 
bei Lutz Hoffmann eine professio nel­
le Wohnflächenberechnung in Auf­
trag geben. Der Architekt stößt häu­
fig auf Fehler – fast immer zu Lasten 
der Mieter. Bei einer Abweichung 
von mehr als zehn Prozent besteht 
eine Mietminderungsanspruch. 
Bei kleineren Differenzen spielt es 
immerhin noch für die Nebenkosten­
abrechnung eine Rolle, denn  diese 
muss sich grundsätzlich auf die tat­
sächliche Wohnfläche beziehen. 
Doch selber nachzumessen ist gar 
nicht so einfach, vor allem wenn es 
viele Schrägen gibt, wie etwa bei 
Dachgeschosswohnungen. Hoff­
mann, zertifizierter Sachverständi­
ger für Im mobilienbewertung und 
Begutach tung, nimmt in solchen Fäl­
len mit einem Lasergerät Maß. Mit 
den schriftlichen Ergebnissen des 
Profis in der Hand fällt es leichter, 
den Vermieter zum Einlenken zu be­
wegen – ohne weiteren Rechtsstreit. 
Die Kosten für Hoffmanns Dienste 
belaufen sich bei einem Aufmaß für 
zwei Zim  mer mit Grundriss auf etwa 

E
 130  Euro netto. Bei größerem Auf­
wand, etwa bei Dachgeschosswoh­
nungen, kommt noch ein Aufschlag 
hinzu. „Viele Mie  ter schrecken erst 
mal zurück, wenn sie die Kosten er­
fahren“, weiß Axel Tolle, Rechtsbe­
rater beim Berliner Mieterverein. 
Doch wenn man Monat für Monat 
15 oder auch nur 10 Euro weniger 
Miete zahlen muss, hat sich die Aus­
gabe schnell amorti siert. 

Wenn der Schimmel
nicht zu sehen ist

Ein anderes klassisches  Tätigkeitsfeld: 
Feuchtigkeit und Schimmel. „Nicht 
selten lässt der Vermieter den Schim­
mel einfach überstreichen oder 
wischt mit Alkohol drüber, und die 
Mieter sind dann in Sorge, ob das 
reicht oder ob nicht darunter ge­
fährliche Schimmelsporen lauern“, 
erklärt Tolle. Wenn man nichts sieht, 
muss der Mieter das Vorhandensein 
von Schimmel beweisen. Das heißt, 
er muss plausibel darlegen, dass sich 
unter dem Anstrich oder  hinter der 
Holzverkleidung Schimmel   verbirgt. 
MieterMagazin 10/2019



Der vier-
beinige 

Experte er-
schnüffelt 

Schimmel-
pilz, auch 

wenn er 
nicht so 

offen-
sichtlich 

ist
Ein  Sachverständigengutachten kann 
in diesem Fall fundierte  Beweise lie­
fern, die den Vermieter zur Mängel­
beseitigung bewegen. Kommt es zu 
einer gerichtlichen Auseinander set­
zung, gilt ein solches privates Gut­
achten als Parteigutachten. „Wenn 
es plausibel ist und die Gegenseite 
dessen Inhalt nicht bestreitet, kann 
es auch zur Grundlage des Urteils 
gemacht werden“, erklärt Stefan 
Schetschorke, Leiter der Rechtsab­
teilung des BMV. Ansonsten wird 
das Gericht ein eigenes Gutachten 
einholen. Gewinnt der Mieter den 
Rechtsstreit, kann er sich die Ausla­
gen für das von ihm in Auftrag ge­
gebene Gutachten im Rahmen von 
Schadenersatzansprüchen vom Ver­
mieter zurückholen – allerdings nur, 
wenn er den Vermieter in Verzug ge­
setzt hatte und dieser den Mangel 
bestritten hat. Aber Vorsicht, das 
klappt nicht immer, ein Risiko bleibt. 
Daher sollte man dieses Vorgehen 
immer zuerst mit dem Rechtsberater 
besprechen.
Nicht immer muss es ein kostspie­
liges ausführliches Gutachten sein. 
Der Diplom­Ingenieur Manfred Wun­
derlich, der unter anderem für Schim­
mel und Feuchtigkeitsschäden zu­
ständig ist, sagt: „In der Regel lässt 
sich schon per Augenschein bei ei­
ner Erstbegutachtung die bauliche 
Situation einer Mietwohnung ausrei­
chend bewerten.“ Ausgerüstet mit 
diesen Informationen kann der Mie­
ter dann gegenüber dem  Vermieter 
entspre chend argumentieren.  Eine 
solche Be sichtigung mit Beratung 
und Kurz protokoll kostet 90 bis 120 
Euro net to zuzüglich 30 Euro Fahrt­
kosten. Ein ausführliches Gutachten 
schlägt, je nach Aufwand, mit 350 
bis 450 Euro netto plus Kosten für 
Bildmaterial zu Buche. 
Auf das Aufspüren von verstecktem 
Schimmel hat sich Beate Metzner­
Klein vom Ingenieurbüro Grüne Luft 
mit ihrer zertifizierten Schimmel­
spürhündin Rhala spezialisiert. Bei 
der Ingenieurin melden sich bei­
spielsweise Mieter, die einen Blut­
test gemacht haben, der auf zu viel 
Toxine im Blut hindeutet und die 
nun untersuchen lassen wollen, ob 
das auf Schimmel in der Wohnung 
zurückzuführen ist. Andere haben 
MieterMagazin 10/2019
bestimmte  Krankheitssymptome, 
fühlen sich zum Beispiel abgeschla­
gen, aber in der Wohnung ist nichts 
zu sehen oder zu riechen. „Den muf­
figen Geruch von Schimmel nehmen 
viele nach einer Weile gar nicht mehr 
wahr“, weiß Beate Metzner­Klein. 
Der größte Vorteil eines Schimmel­
spürhundes ist, dass er genau die 
Stelle anzeigt, wo sich der  Schimmel 
befindet. Großflächige Beprobun­
gen, für die etwa Bodenbeläge oder 
Verkleidun gen aufgerissen  werden 

Toxisch oder
hoch toxisch?

müssen, sind daher nicht nötig. Wird 
Schnüffelhündin Rhala fündig, schließt 
sich meist eine Luftmessung und ei­
ne Kontaktprobe an. Auch die Schim­
melpilzarten werden bestimmt. 
„Schimmel ist immer problematisch 
und potenziell allergieauslösend, 
schließlich hält man sich viele Stun­
den in der Wohnung auf. Aber man 
unterscheidet toxische und hoch 
toxische Sporen“, erklärt Metzner­
Klein. Eine bauliche Begutachtung 
nimmt sie nicht vor, aber oft geben 
die Fundstellen Hinweise, ob es zum 
Beispiel an einer kaputten Rohrlei­
tung liegen könnte. Am Ende erhält 
der Mieter ein Gutachten, mit dem 
der Vermieter zum Handeln aufge­
fordert werden kann oder das im 
Falle eines Gerichtstreits als Beweis­
mittel gilt. In ihrer Arbeit ist die In­
genieurin nach allen Seiten offen. 
„Wenn ich sehe, dass Wäsche im un­
geheizten Zimmer getrocknet wird, 
weise ich die Mieter darauf hin, dass 
dies für die Schimmelbildung verant­
wortlich sein kann.“ Der Schimmel­
spürhund­Einsatz kostet für eine 100 
Quadratmeter große Wohnung cir­
circa 300 Euro. 
„Ein großes Problem ist, dass  viele 
Mieter nicht als erstes eine Beratung 
bei ihrem Rechtsberater wahrneh­
men“, sagt Ulrich Kleemann, seit 
vielen Jahren für den Mieterverein 
als Lärm­, Schimmel­ und Heizungs­
experte tätig. Kleemann ist auch zu­
ständig für Geräuschmessungen bei 
technischen Anlagen, etwa rumpeln­
den Aufzügen, pfeifenden Lüftungs­
anlagen oder knackenden Heizkör­
pern. Mit den Erwartungen der Mie  ­
ter hat er im Laufe der Jahre umzu­
ge hen gelernt. Einmal fühlte sich je­
mand von einem Springbrunnen im 
Hof gestört. „Da nehme ich  keine 
Lärmmessung vor – es gibt  ohnehin 
keine  Chance, dass man mit der For­
derung nach Abstellung dieser Lärm­
quelle durchkommt“, meint Klee­
mann. Eine Messung vor Ort kostet 
70 Euro, eine gutachterliche Stellung­
nahme (Messung und Dokumenta­
tion) 90 Euro, jeweils zuzüglich 
Fahrtkosten. 
Auch beim Verdacht auf Asbest, 
Elek trosmog oder Schadstoffe ver­
mittelt der BMV Spezialisten, die 
für Mitglieder ermäßigte Preise an­

L Eine Liste der 
Gutachter, mit 
denen der BMV 
zusammenarbeitet, 
finden Sie auf den 
Service-Seiten des 
MieterMagazin auf 
Seite 33 oder unter 
www.berliner-
mieterverein.de 
unter dem Stich-
punkt „Beratung 
& Service“. Einige 
Gutachter kann 
man direkt kon-
taktieren, andere 
werden nur durch 
die BMV-Rechts-
berater vermittelt. 
Ohnehin sollte man 
immer zuerst in 
der Rechtsbera-
tung klären, ob 
die Beauftragung 
Sinn macht. Die 
genauen Kosten für 
den Auftrag müs-
sen direkt mit dem 
Gutachter abge-
sprochen werden. 
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Woher in 
die Woh-

nung ein-
dringender 

Tabakrauch 
kommt, lässt 

sich in der 
Regel gut 

bestimmen

Verwinkelte Zimmer, 
schräge Decken: 

Mit dem Laser lässt 
sich die Wohnfläche 

exakt vermessen
bieten. Peter Braun vom Beratung 
und Analyse – Verein für Umwelt­
chemie (B.A.U.CH.) hat es  häufig 
mit Holzschutzmitteln in Dachge­
schosswohnungen zu tun. Immer 
noch findet man im Hausstaub DDT, 
Lindan oder andere längst verbote­
ne Chemikalien. „Gerade wenn Klein­
kinder im Haushalt leben, will man 
da auf Nummer sicher gehen.“ Oft 
kommt es auch im Anschluss an eine 
Sanierung oder Renovierung zu Ge­
rüchen oder sogar zu gesundheitli­
chen Beschwerden. So sind Konser­
vierungsstoffe in Wandfarben stark 
allergen. Um festzustellen,  welche 
Stoffe in welcher Konzentration vor­
handen sind, macht Braun eine 
Raumluftuntersuchung. Wenn die 
gesetzlichen Richtwerte überschrit­
ten sind, liegt ein Mangel vor und 
der Vermieter muss handeln. Es sei 
aber so gut wie unmöglich, einen 
eindeutigen Bezug zu einer Erkran­
kung herzustellen, betont Braun. 
Ein anderes Ärgernis für viele  Mieter: 
Tabakrauch, der aus einer an gren­
zenden Wohnung oder  Gaststätte 
dringt. „Üblicherweise wird in sol­
chen Fällen zunächst eine Haus staub   ­
untersuchung auf Nikotin  gemacht. 
Dazu schicken die Mieter eine Probe 
vom Staubsaugerinhalt ein, die dann 
Der Staubsauger
enthält das Indiz

im Labor untersucht wird. „Wenn 
der Mieter selber nicht raucht, fin­
den sich in dem Staub gegebenen­
falls Be lege, dass Tabakrauch von 
außen eindringt“, erklärt Braun. Et­
wa 150 Euro kostet eine solche Unter­
suchung. In einer zweiten  Stu fe schlie ­
ßen sich dann Feinstaubmessungen 
in der Wohnung an. Wenn man nun 
wissen will, aus  welcher Wohnung 

der Zigarettendunst kommt, macht 
man eine sogenannte  Nebelprobe. 
Die verdächtige Wohnung oder 
Kneipe wird dann mit  Theaternebel 
eingenebelt und in der anderen Woh­
nung Unterdruck erzeugt. Der Rauch 
dringt dann typischerweise durch 
Fußleisten oder Dielen. Ein solches 
Verfahren wird allerdings fast aus­
schließlich bei Gerichtsgutachten 
angewandt, wo die Mitwirkung des 
Gegners angeordnet werden kann. 
Auch Gerüche spielen eine immer 
größere Rolle. Manch einer stört 
sich beispielsweise am sogenannten 
„Ostgeruch“, der davon herrührt, 
dass zu DDR­Zeiten bestimmte Kleb­
stoffe und Spachtelmassen verwen­
det wurden. „Das ist zwar nicht ge ­
sundheitsgefährdend, aber durchaus 
geruchsintensiv und daher ein Man­
gel“, so Braun. Das Problem: Geruch 
ist subjektiv. Oft sagt der Mitarbei­
ter der Hausverwaltung bei der Be­
sichtigung: „Ich rieche nichts.“ Nach­
weisen kann man die Belästigung im 
Grunde nur durch eine Raumluft­
messung. Diese gibt aber nur Aus­
kunft über gesundheitsgefährdende 
Konzentrationen. „Ich schaue, ob 
ich die typischen Verursacher finde 
und ob ich selber den Geruch wahr­
nehme“, erläutert Peter Braun. Letz­
teres ist dann zwar auch nur eine 
subjektive Wahrnehmung, doch auf­
grund seiner Erfahrung als öffent­
lich bestellter und vereidigter Sach­
verständiger fällt das schon ins Ge­
wicht, und der Vermieter lässt sich 
eher zur Mängelbeseitigung bewe­
gen. Meist muss in solchen  Fällen der 
Fußbodenaufbau erneuert werden – 
eine recht aufwendige  Sache. 
Ein anderes Problem, mit dem Braun 
gelegentlich zu tun hat, betrifft Lofts. 
„Wenn nicht ordentlich saniert wur­
de, kann es vorkommen, dass es 
auch nach vielen Jahren noch Rück­
stände gibt“, berichtet der Sachver­
ständige. Im Falle einer zu Wohn­
zwecken umgenutzten ehemaligen 
Schraubenfabrik kamen zu dem pe­
netranten Geruch auch noch  dunkle 
Flecken an Decke und Wänden  hinzu. 
Wie sich herausstellte, hatte soge­
nannte Bohrmilch, die zur Kühlung 



 beeindruckt mehr als Mietermeinung“
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Das Plätschern 
eines Zierbrun-
nens wird vor 
Gericht kaum 
als Lärmbe-
lästigung 
durchgehen

Stefan 
Schetschorke  
ist Leiter der 

Rechtsabteilung 
des Berliner 

Mietervereins
der Bohr­ und Fräsmaschinen verwen­
det worden war, ihre Spuren hinter­
lassen. „Wer für teuer Geld ein schi­
ckes Loft gemietet hat, will sich da­
mit nicht abfinden“, so Braun. 
Umfangreiche bauliche  Gutachten 
zur Beweissicherung vor einer Mo­
dernisierung sind am teuersten und 

Altlasten
im Loft

werden daher am seltensten in Auf­
trag gegeben. Sie kommen bei spiels­
weise in Frage, wenn ein Mieter Zwei­
fel hat, ob der  Instandhaltungsanteil 
bei der Fassadensanierung  wirklich 
nur 20 Prozent beträgt. Mitunter 
lässt sich die Modernisierungsum­
lage kräftig senken, wie ein Fall aus 
Wilmersdorf zeigt. Der Gutachter 
fand heraus, dass an der Fassa de 
seit 40 Jahren nichts gemacht wor­
den war und dass die Kosten für 
Erneuerung und Dämmung daher 
nicht komplett auf die  Mieter um­
gelegt werden konnten. Das 1150 
Euro teure Gutachten – in dem auch 
die Plausibilität der angesetzten Bau­
kosten insgesamt gecheckt  worden 
war – hat sich für die Bewohner 
rich tig gelohnt. Statt der geforder­
ten 95 Cent pro Quadratmeter und 
Monat zahlen sie nur 37 Cent Mo­
dernisierungsumlage. In diesem Fall 
kam es nicht einmal zu einem Rechts­
MieterMagazin 10/2019
streit. Mit den Untersuchungsergeb­
nissen konfrontiert gab der Eigen tü­
mer schnell klein bei. „Oft wird ein 
extrem niedriger Instandhaltungs­
anteil angesetzt“, so die Erfahrung 
von Manfred Wunderlich, der neben 
Lutz Hoffmann solche Gutachten 
zu Modernisierungskosten anbietet. 
Das gilt auch für die Fenster.  
Aber nicht nur für Wohnungsmängel 
vermittelt der BMV Experten. Wer 
eine persönliche Unterstützung bei 
der Wohnungsübergabe bei Ein­ oder 
Auszug braucht, kann sich an Rüdi­
ger Beer oder Dietrich Eulitz wen­
den. Das lohnt sich zum Beispiel für 
Mieter mit einem besonders pinge­
ligen oder streitsüchtigen Vermieter. 
Oder wenn man Streit um den ein­
gebauten Hängeboden befürchtet. 
Auch hier gilt natürlich: zuerst in der 
Rechtsberatung prüfen lassen, ob 
und in welchem Umfang man über­
haupt zur Auszugsrenovierung ver­
pflichtet ist. Die beiden Architekten 
erteilen nämlich keine juristischen 
Auskünfte, sondern begutachten 
beispielsweise, ob die durchgeführ­
MieterMagazin: In welchen Fällen 
empfehlen Sie Mietern, ein Gutach­
ten einzuholen? 
Schetschorke: Ein klassischer Fall 
sind Feuchtigkeitsschäden, wo Ver­
mieter oft reflexartig sagen, der 
Mie   t er habe durch sein falsches 
Heiz­ und Lüftungsverhalten selber 
schuld. Grundsätzlich gilt hier: Der 
Vermieter trägt die Beweislast, dass 
der Mangel nicht durch bauliche 
Mängel verursacht ist. Vor Gericht 
wird der Richter ein unabhängiges 
Gutachten einholen lassen. Daher 
macht es nicht in jedem Fall Sinn, ein 
teures außergerichtliches Gutachten 

„Expertenuntersuchung

in Auftrag zu geben. Aber wenn der 
Mieter nicht rechtschutzversichert 
ist und er daher gegebenenfalls auf 
hohen Prozesskosten sitzen bleiben 
würde, kann er mit einem eigenen 
Gutachten versuchen, den Prozess 
zu vermeiden. Die meisten Vermie­
ter beeindruckt die Untersuchung ei­
nes Experten auf jeden Fall mehr als 
die Einschätzung eines Mieters. Ein 
anderes Beispiel: Viele Mieter rea­
gieren völlig panisch bei Schimmel 
und wollen sofort aus der Wohnung 
ausziehen. Doch nicht jede Schim­
melart ist hoch toxisch. Für die Frage, 
ob der Vermieter die Kosten für eine 
Ersatzwohnung übernehmen muss, 
braucht man daher einen Beleg über 
die Gefährlichkeit des Schimmels.
MieterMagazin: Bei welchen ande­
ren Mängeln braucht man die Ein­
schätzung eines Experten? 
Schetschorke: Bei einem Fensteraus­
tausch im Rahmen einer Moderni­
s ierung ist eigentlich immer anzu­
raten, einen Kostenvoranschlag beim 
Tischler einzuholen. Denn nachträg­
lich lässt sich nicht mehr feststellen, 
ob eine Überarbeitung ausgereicht 
hätte und wie hoch der Instandhal­
tungsanteil war. Um eine abwei­
chende Wohnfläche zu beweisen, 
19
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ein eigen
beauftrag
ten Malerarbeiten in Ordnung sind. 
Beide haben die Erfahrung gemacht, 
dass schon ihre bloße Anwesenheit 
hilft, den Vermieter zu zügeln. Viele 
Vermieter seien auf Krawall gebürs­
tet und gingen mit der Lupe durch 
die Wohnung. Meist geht es sach­
licher zu, wenn ein professioneller 
Sachverständiger dabei ist, und am 
Ende müssten statt des kompletten 
Neuanstrichs sämtlicher Räume bloß 
ein paar Dübellöcher zugespachtelt 
werden. Zudem gelten die Experten 
als Zeuge für die Wohnungsüberga­
be – im Streitfall eine wertvolle Hil fe. 
Der Wohnungsabnahmeservice kos­
achten 
tenden 
s par-
 der 
nn 
es 
en
tet pro Termin 90 Euro plus Fahrkos­
ten von 10 bis 40 Euro. 
Auch Joachim Lentz und Dieter Bin­
ger haben die Erfahrung gemacht, 
dass ihre bloße Anwesenheit dees­
kalierend wirkt. Die beiden Maler­
meister stehen seit vielen Jahren 
Mietern mit Rat und Tat zur Seite, 
wenn es um Schönheitsreparaturen 
geht, etwa wenn Mieter eine fach­
liche Einschätzung brauchen, ob die 
geforderte Komplettrenovierung der 
Wohnung wirklich notwendig ist. 
Auch hier geht es nicht um die ju­
ristische Frage, ob Schönheitsrepara­
turen durchgeführt werden müssen 
– dafür sind die Rechtsberater zustän­
dig –, sondern um die technische be ­
ziehungsweise handwerkliche Qua­
lität. Manchmal geht es auch um ei­
nen Kostenvoranschlag für die Re­

Experte für
Wertschätzung

novierung, etwa in Zusammenhang 
mit einer Auszugsvereinbarung.  Eine 
Besichtigung und kurze Beratung 
kostet 62 bis 77 Euro, ein Gutachten 
150 bis 250 Euro zuzüglich Kosten 
für eventuelle Fotos, bei besonde­
rem Aufwand auch mehr. 
Wenn Dr. Frithjof Hampel ins Haus 
kommt, hat sich häufig ein Brand, 
ein schwerer Wasserschaden oder 
ein Einbruch ereignet.  Der  öffentlich 
bestellte und vereidigte Sachverstän­
dige der Industrie­ und Handels­
kammer ermittelt in solchen Fällen 
den Wert des Hausrats und zwar 
unabhängig davon, ob die  eigene 
Hausratversicherung oder die Ge­
bäudeversicherung des  Vermieters 
den Schaden begleichen muss. 
Schließlich muss man wissen, wie 
viel eine Porzellansammlung oder 
ein Perserteppich wert war. Für ei­
nen reduzierten Stundensatz von 
75 Euro schätzt Dr. Hampel für Mit­
glieder des BMV die Wohnungsein­
richtung, auch im Scheidungs­ oder 
Nachlassfall.                  Birgit Leiß 
braucht man sogar zwingend ein 
Gutachten, denn die korrekte Mes­
sung ist komplizierter als man denkt. 
Bei Geruchs­ oder Lärmbelästigun­
gen, wo die subjektive Komponente 
eine große Rolle spielt, kann die Ex ­
pertise eines Sachverständigen die 
Behauptung eines Mangels unter­
mauern. So hatte ich einmal den Fall, 
wo ein Mieter in eine Wohnung ein­
gezogen ist, die extrem nach Urin ge­
rochen hat, weil der Vormieter an In­
kontinenz litt. Am Anfang roch man 
das nicht, weil die Wohnung frisch ge­
strichen war. Der Vermieter behaupte­
te jedoch, der Mieter bilde sich den 
Geruch nur ein. Ohne eine Messung 
kommt man hier nicht weiter. Das 
gleiche gilt bei vermuteten Schad­
stoffen. Kürzlich hatte ich eine Mie­
terin, die behauptete, sie und ihr Sohn 
seien schwer krank geworden, weil 
bei der Ungezieferbekämpfung zu 
viele und zudem verbotene Substan­
zen verwendet worden wären. Das 
ist zwar sehr schwierig nachzuweisen, 
da es keine Grenzwerte gibt, doch 
die Mieterin hat sich entschieden, 
ein Gutachten in Auftrag zu geben. 
MieterMagazin: Welches Gewicht 
hat ein solches Parteiengutachten 
überhaupt vor Gericht? 
Schetschorke: Das hängt von der in­
haltlichen Qualität des Gutachtens 
ab. Es liegt in der Natur der Sache, 
dass Parteigutachten zuweilen im 
wahrsten Sinne des Wortes partei­
isch sind und nur die Sicht des Auf­
traggebers darstellen. Andere Gut­
achten haben keinerlei Aussagewert. 
Zum Beispiel wird oft eine Feuch­
tigkeitsmessung vorgelegt mit dem 
Ergebnis: Es ist feucht. Das sagt aber 
nichts über die Ursache aus. Schluss­
endlich ist es Aufgabe des Gerichts, 
den Beweiswert solcher Gutachten 
zu beurteilen.
Interview: Birgit Leiß
MieterMagazin 10/2019
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Berliner Mietendeckel 

Fünfjährige Atempause 
nimmt Gestalt an
der Senat hat einen  Gesetzentwurf für den Mietendeckel vorgelegt. dem ­
nach sollen die Mieten für fünf Jahre durch feste Obergrenzen gedeckelt 
werden. in bestimmten Fällen sind Mietsenkungen möglich. Bei niedri­
gen Ausgangsmieten sind aber auch geringe Mieterhöhungen erlaubt.

der Preis- und Lohn  entwicklung hin-
zugerechnet. Wenn in den letzten 
15 Jahren eine Modernisierung in der 
Wohnung vorgenommen wurde, er-
höhen sich die Obergrenzen der Ta-
belle um bis zu 1,40 Euro. Für Neu-
bauten, die ab 2014 bezugsfertig 
waren, gilt der Mietendeckel nicht. 
Mieten, die über der Obergrenze lie-
gen, sollen auf Antrag des  Mieters 
gesenkt werden können, wenn die 
Nettokaltmiete mehr als 30  Prozent 
des Haushaltseinkommens ausmacht. 
Bei Wiedervermietungen darf kei-
ne Miete verlangt werden, die die 
Obergrenze überschreitet.
Modernisierungen, die die Mieten 
um bis zu 1 Euro pro Quadrat meter 
verteuern, müssen vorab dem jewei-
ligen Bezirksamt angezeigt wer den. 
Für teurere Maßnahmen muss eine 
Genehmigung beantragt werden.
Vermieter, die nachweisen, dass der 
Mietendeckel ihnen dauerhafte Ver-
luste beschert oder die Substanz der 
Mietsache gefährdet, können eine 
Überschreitung der Obergrenzen 
beantragen. Für die davon betrof-
fenen Mieter werden dann Mietzu-
schüsse gewährt.

BMV: Gutes instrument 
gegen Mietenexzesse

Der Berliner Mieterverein (BMV) 
zeigt sich „weitgehend zufrieden“ 
mit dem Referentenentwurf. Er ent-
spricht auch in den meisten Punkten 
seinem eigenen Modell (MieterMa-
gazin 9/2019, Seite 20: „Mieterver-
ein präsentiert sein differenziertes 
Konzept“). „Wir sind optimistisch, 
dass den Mietern Berlins alsbald ein 
gutes Instrument gegen die Mieten-
exzesse zur Verfügung steht“, sagt 
BMV-Geschäftsführer Reiner Wild. 
Mit Sorge sieht er jedoch die weichen 
Genehmigungskriterien für Moderni-
sierungen, die dazu führen dürften, 
dass nahezu alle Maßnahmen geneh-
migt und sich entsprechend mit bis 
zu 3 Euro pro Quadratmeter auf die 
Miete auswirken werden. 
Derzeit befindet sich der Gesetzent-
wurf in der parlamentarischen Ab-
stimmung und wird voraussichtlich 
Mitte Oktober beschlossen. Im Ja-
nuar 2020 könnte der Mietendeckel 
in Kraft treten.         Jens Sethmann

Nachdem der Senat die Einführung 
eines Mietendeckels be  schlossen hat-
te und im Sommer wo chenlang heiß 
darüber diskutiert wur de, wie diese 
Mietenbegrenzung aussehen könn-
te, hat Stadtentwicklungssenatorin 
Lompscher Anfang September den 
Referenten entwurf für das Mieten-
deckel-Gesetz auf den Tisch gelegt.
Das „Gesetz zur Mietenbegrenzung 
im Wohnungswesen in Berlin (Berli-
ner MietenWoG)“ – so der offizielle 
Titel – soll den Mietern eine „Atem-

pause“ verschaffen. Die Mieten wer-
den für fünf  Jahre durch  Oberwerte 
gedeckelt. Ausgangslage für die Be-
trachtung sind die Mieten, die am 
Stichtag 18.  Juni 2019 geschuldet wa-
ren. Die  Hauruck-Mieterhöhungen, 
die  einige Vermieter kurz vor diesem 
Datum noch abgeschickt haben, könn -
ten ins Leere laufen. Der Mieten de-
ckel soll jedoch „atmen“. Das heißt, 
die Mieten können jährlich um 1,3 
Prozent angeho ben werden, sofern 
die  festgelegten Obergrenzen noch 
nicht erreicht sind. Mit diesen mode-
raten Erhöhungsmöglichkeiten kommt 
man gemeinwohlorientierten  Vermie-
tern entgegen, die sich bisher mit ih-
ren Mietforderungen zurückgehalten 
haben. 
Die Obergrenzen sind nach Gebäude-
alter und Ausstattung gestaffelt (sie-
he Tabelle). Sie reichen bei voll aus-
gestatteten Wohnungen von 5,95 bis 
zu 9,80 Euro pro Quadratmeter. Sub-
standard-Wohnungen ha ben niedri-
gere Grenzen. Grundlage für die Wer-
te ist der Mietspiegel von 2013. Die 
Festlegung auf dieses Aus gangsjahr 
wurde vorgenommen, da mit die spe-
kulativen Mietsteigerun gen der letz-
ten Jahre nicht legitimiert werden. 
Stattdessen hat man für die vergange-
nen sechs Jahre ein Zuschlag in Höhe 

Hintergrund

L Fragen und Ant-
worten zum Mie-
tendeckel auf der 
Internetseite der 
Senatsverwaltung:
www.stadtent
wicklung.berlin.
de/wohnen/
wohnraum/
mietendeckel/
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Erstmalige Bezugsfertigkeit der Wohnung und Ausstattung Mietpreis/qm2

bis 1918 mit Sammelheizung und mit Bad 6,45 Euro

bis 1918 mit Sammelheizung oder mit Bad 5,00 Euro

bis 1918 ohne Sammelheizung und ohne Bad 3,92 Euro

1919 bis 1949 mit Sammelheizung und mit Bad 6,27 Euro

1919 bis 1949 mit Sammelheizung oder mit Bad 5,22 Euro

1919 bis 1949 ohne Sammelheizung und ohne Bad 4,59 Euro

1950 bis 1964 mit Sammelheizung und mit Bad 6,08 Euro

1950 bis 1964 mit Sammelheizung oder mit Bad 5,62 Euro

1965 bis 1972 mit Sammelheizung und mit Bad 5,95 Euro

1973 bis 1990 mit Sammelheizung und mit Bad 6,04 Euro

1991 bis 2002 mit Sammelheizung und mit Bad 8,13 Euro

2003 bis 2013 mit Sammelheizung und mit Bad 9,80 Euro

Geplante Mietobergrenzen
Obergrenzen zur Bestimmung der monatlich zulässigen Miete  
gemäß Referentenentwurf zum Berliner MietenWoG

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohnraum/mietendeckel/
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20 Jahre Quartiersmanagement

„Wir stoßen an – 
laufen muss es selbst“
armut, Frust und das gefühl, abgehängt zu werden: in  benachteiligten 
Kiezen kippen mit der stimmung auch die nachbarschaften, und die Chan­
cen auf Änderung verschlechtern sich immer weiter. Das Quartiersmana ge­
  ment (Qm) soll die abwärtsspirale aufhalten. Viel ist in den 20 Jahren 
prak tischer anwendung erreicht worden, aber es gibt auch Kritik. 
Donnerstagvormittag, 10 Uhr: Die 
Händler haben ihre Marktstände 
zwischen Mehringplatz und Fried-
richstraße platziert, erste Einkäufer 
gehen durch die Reihe, da gibt es 
Ärger. Ein Verkaufswagen steht dem 
großen Blumenkübel im Weg, der 
gerade an dieser Stelle aufgestellt 
werden soll. Kurz entschlossen geht 
der Händler auf die gegenüberliegen-
de Glastür zu und klingelt: „Können 
wir kurz reinkommen?“, fragt er 
Candy Hartmann, die Mitarbeiterin 
im Büro des Quartiermanagements 
Mehringplatz. 
Die Blumenkübel fallen tatsächlich 
in ihr Ressort: „Wir haben sie mal 
selbst gebaut, aus Mitteln des Pro-
gramms ,Soziale Stadt’“, erklärt sie. 
Die Pflanzen sollten Farbe ins Grau 
ringsum bringen, den Beton um das 
große Plattenbaurondell nahe dem 
Halleschen Ufer auflockern. Das war 

L Weitere Infos: 
www.quartiers
management­
berlin.de
www.staedtebau
foerderung.info

Die neuköllner E
schillerpromenade 
war eines der ers­
ten Qm­gebiete 

– demnächst läuft 
die Förderung aus
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im Jahr 2008 und das Quartiersma-
nagement Mehringplatz gerade drei 
Jahre alt.  
Ein Senatsbeschluss im März 1999 
war die Geburtsstunde des QM. Mit 
seiner Hilfe sollten ärmere Stadttei-
le unterstützt werden – Quartiere, 
die im sozialen Ranking weit  hinten 
la gen, und denen drohte, von der 

grün ins grau: 
Qm mehring­
platz; Förderung 
von schülern in 
der „Bildungs­
etage“ des Qm 
Flughafenstraße
ge  samtstädtischen Entwicklung ab-
gehängt zu werden, weil hier viele 
Menschen arbeitslos waren, ein gro-
ßer Teil von ihnen einen Migrations-
hintergrund hatte, Sprach- und Bil-
dungsdefizite aufwies oder weil 
Überalterung drohte.
„Vorbilder für eine solche Förderung 
gab es in den 1970er Jahren bereits 
in den USA und Großbritannien, wo 
mit dem Niedergang ganzer Indus-
triezweige auch Quartiere und Städ-
te verfielen“, erinnert sich der Stadt-
soziologe Sigmar Gude. „Da gab es 
längst die Erkenntnis, dass eine bau-
liche Sanierung nicht ausreicht, dass 
die soziale Infrastruktur entwickelt, 
Nachbarschaften gestärkt werden 
müssen.“ Dabei geht man davon 
aus, dass selbst in problema tischen 
Quartieren wichtige Ressour cen be-
reitstehen, mit deren Aktivie rung die 
Lage stabilisiert werden kann. Zu al-
lererst sind das die Bewohner selbst, 
die mit ihren Ideen und Bedürfnissen 
ernst genommen und einbezogen 
werden müssen. 
Zu den Berliner Kiezen, die beson-
dere Aufmerksamkeit brauchen, ge-
hören innerstädtische Quartiere wie 
der Kreuzberger Mehringplatz, aber 
auch Stadtteile am Rande Berlins. 
In der Spandauer Großsiedlung Fal-
kenhagener Feld hatte sich beispiels-
weise die Situation in den 1990er 
Jahren durch Abwanderung, Leer-
stand und den hohen Anteil arbeits-
loser Bewohner immer weiter ver-
schlechtert.

nachbarschaftliche 
Begegnung braucht raum

„Die Nachbarschaften drohten zu 
kippen“, sagt Karl-Heinz Fricke vom 
Quartiersmanagement Falkenhage-
ner Feld West, das 2005 für die För-
derung ausgewählt wurde. In den 
darauffolgenden Jahren ist viel in 
Bewegung gekommen: Das Gebäu-
de einer evangelischen Gemeinde 
konnte zum Stadtteilzentrum umge-
staltet werden, in dem sich heute 
MieterMagazin 10/2019
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unterschiedliche Angebote finden 
– vom gemeinsamen Kochen über 
Sprachkurse, Beratungsangebote 
bis hin zur Stadtteilkultur. „Begeg-
nungen von Nachbarn brauchen 
eben auch Räume“, unterstreicht 
Fricke. 
14 Jahre Quartiersmanagement ha-
ben auch am Mehringplatz einiges 
verändert: „Bei uns ist eine leben-
dige Nachbarschaft gewachsen“, 
meint Candy Hartmann. Dazu hät-
ten die vielen Qualifizierungsange-
bote beigetragen, die in den ersten 
Jahren einen Schwerpunkt des Ber-
liner Förderprogramms darstellten.
„Ob das Sprachförderung von Kin-
dern war, das Organisieren von Fe-
rienlagern oder auch die Kurse für 
Erwachsene – es haben sich viele 
Kontakte entwickelt.“ Als dann zu-
nehmend der Aufbau von Netzwer-
ken und Strukturen im Mittelpunkt 
stand, stellten die Kiezmanager am 
Mehringplatz Verbindungen zwi-
schen ansässiger Kita und Schule, 
Freizeiteinrichtungen und Familien-
zentren her. Entstanden ist das Bil-
dungsnetzwerk Südliche Friedrich-
stadt, das inzwischen vom Bezirks-
amt finanziert wird. 
„Wir stoßen an – und dann muss es 
irgendwann von alleine laufen“, er-
klärt Candy Hartmann ein Grund-
prinzip des Quartiersmanagements. 
Das gilt allerdings auch für die Ein-
richtungen selbst. Denn die Förder-
programme sind nicht auf Dauer an-
gelegt: In regelmäßigen Abständen 
prüft der Senat die Entwicklung in 
den Vierteln und lässt im Erfolgsfall 
auch Maßnahmen auslaufen. „Ver-
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stetigen“ nennt sich dieser Prozess 
in der Amtssprache, auf den die Ar -
beit der Kiezmanager hinausläuft: Sie 
sollen sich eines Tages selbst über-
 flüssig machen. So wurden 2017 
beispielsweise 16 der insgesamt 34 
Berliner Quartiersmanagement-Ge-
biete auf ihre „Verstetigungsreife“ 
hin überprüft. Das Resultat: Neun 
Berliner Kieze werden 2020 aus dem 
Programm gestrichen. Die Mittel ge-
hen dann an andere  benachteiligte 
Viertel.

Wie lässt sich das 
entstandene bewahren?

Unter denen, die ihr Vor-Ort-Büro 
zuschließen müssen, sind drei Quar-
tiere aus Neukölln: Die Kieze Kör-
nerpark und Schillerpromenade so-
wie das Viertel Lipschitzallee/Gro-
piusstadt. „Mit dem Quartiersmana-
gement wurde eine Menge erreicht“, 
erklärt Jochen Biedermann, in Neu-
kölln als Stadtrat für Stadtentwick-
lung, Soziales und Bürgerdienste ver-
antwortlich. So wurden  Projekte in 
Kitas und Schulen entwickelt und 
die Jugendarbeit verstärkt.  
„Aber es stellt sich schon die Frage: 
Wie lässt sich das Entstandene denn 
jetzt bewahren?“, fragt Biedermann. 
In der Gropiusstadt sei die Situation 
nach wie vor schwierig. „Aus meiner 
Sicht muss bezirksübergreifender 
agiert werden“, meint der Stadtrat. 
Stattdessen aber bleibe viel Beispiel-
haftes aus dem Quartier im Quartier, 
andererseits würden auch positive Er-
fahrungen von außen nicht in not -
  wendigem Umfang einbezogen. 
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schehen im Kiez kennt, dem dürfte 
auch klar sein, dass Candy Hartmann 
und ihre Kolleginnen dringend an 
dieser Stelle gebraucht werden: „Die 
Bewohner sind täglich mit Baulärm, 
Schutt, Staub und dem engen Platz 
konfrontiert – manche müssen auch 
einfach mal hier reinkommen und 20 
Minuten schimpfen können. Sie gehen 
erleichtert wieder raus, denke ich.“ 
Und was sie häufig auch mitnehmen 
ist Zuversicht –  dass es trotz allem 
vor angeht.            Rosemarie Mieder 

  
Bundesweites erfolgsmodell
Das Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ gilt 
deutschlandweit als Erfolgsmodell. Seit 1999 wurden 
in über 500 Städten und Gemeinden mehr als 900 Ge-
samtmaßnahmen für die Quartiersentwicklung durch-
geführt. Berlin unterstützte in diesen 20 Jahren 42 
Stadtviertel und gab über 472 Millionen Euro für Pro-
jekte und Maßnahmen aus. Im Mittelpunkt der Förde-
rung in den Quartieren stehen: Bildung, Ausbildung 
und Jugend, Arbeit und Wirtschaft, Nachbarschaft und 
öffentlicher Raum sowie Beteiligung, Vernetzung und 
Einbindung der Partner. 
Auf einem Bundeskongress „Mehr Quartier für alle – 
20 Jahre Soziale Stadt“ wird am 26. November diesen 
Jahres in der Gropiusstadt Bilanz gezogen und beraten, 
mit welchen Strategien die zukünftigen Herausforderun-
gen in den Quartieren bewältigt werden können.   rm 

Stadtforscher Sigmar Gude kritisiert, 
„dass Projekte, die erfolgreich waren, 
wieder weggekürzt werden.“ Statt-
dessen sollte erhalten bleiben, was 
sich über lange Jahre bewährt hat.
Das Vor-Ort-Büro am Mehringplatz 
steht vorerst nicht vor der Versteti-
gung. Wer das jahrelange Bauge-
23

streetworker 
des Qm Zentrum 
Kreuzberg/
Oranienstraße; 
 Kinderprojekt 
„Wintersport­
olympiade für 
stofftiere“ des 
Qm Falckplatz; 
sportprojekt  
„Leyla rennt“ 
des Qm Wran­
gelstraße
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Coni Pfeiffer, 
Gabriela Burghardt 

und Josephine 
Gäbler vom Netz-
werk 200 Häuser Fo
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Netzwerk 200 Häuser 

„umwandlung gefährdet den 
 sozialen Frieden in der stadt “ 
Das im Juli 2019 gegründete berlinweite Netzwerk „200 Häuser“ will der 
umwandlung von Mietshäusern in eigentumswohnungen einen riegel 
vorschieben. Das MieterMagazin sprach mit Gabriela Burghardt aus der 
Hasenheide 71, Josephine Gäbler aus der Corinthstraße 53 – zwei der be-
troffenen Häuser – sowie Coni Pfeiffer von der Nachbarschaftsinitiative 
„Gloreiche“, die zu den Mitbegründern gehört. 
MieterMagazin: Was kam es zur 
Gründung des Netzwerks? 
Coni Pfeiffer: Die Idee kam von Flo ­
  rian Schmidt, dem Friedrichshain­
Kreuzberger  Baustadtrat. Er  hatte 
Initiativen und be  trof fene Häuser 
 angeschrieben.  Zurzeit gehören über 
50 Hausgemein schaften, Mieterbünd­
nisse und Or ga nisationen zum Netz­
werk, darunter auch der  Berliner Mie­
terverein. Bei jedem Treffen kommen 
neue hin zu. Beim zweiten Treffen ha­
ben wir übrigens erfahren, dass es 
nicht 200, sondern sogar 255 Häu­
ser sind, die in Milieuschutzgebie­
ten Friedrichshain­Kreuzbergs um­
gewandelt wurden.

L www.200
haeuser.de
info@200
haeuser.de
Facebook 
& Twitter: 
@200haeuser

Das MieterMagazin
stellt an dieser

Stelle in lockerer
Folge Nachbar-

schafts- und Quar-
tiersinitiativen vor.
Josephine Gäbler: Die Verdrängung 
durch Umwandlung betrifft immer 
mehr Mieter, und die Folgen werden 
immer dramatischer. Denn es wird 
ja immer schwieriger, etwas Neues 
zu finden. Durch den Mietendeckel 
könnte sich das noch verschärfen, 
denn nur durch Umwandlung lässt 
sich künftig eine maximale Rendite 
erzielen. Wir fordern daher als ers­
ten Schritt, dass die Mieter darüber 
informiert werden müssen, wenn ein 
Antrag auf Teilung gestellt wurde.
MieterMagazin: Umwandlungen 
grundsätzlich zu untersagen wäre 
aber eine Sache der Bundes­Gesetz­
gebung. Da kann Stadtrat Schmidt 
wenig ausrichten. 
Coni Pfeifer: Das ist richtig, und da­
her fordern wir auch Gesetzesände­
rungen. Unser Ziel ist es, Umwand­
lungen, Eigenbedarfskündigungen 
und daraus resultierende Zwangs­
räumungen erst einmal auf die po­
litische Agenda zu bringen. Auf der 
Ebene der Bundespolitik gibt es doch 
größtenteils gar kein Bewusstsein da­
für, was sich vor Ort abspielt. Da­
bei betrifft es große Teile der Gesell­
schaft. Wenn nur noch Menschen 
in ihrer Wohnung oder ihrem Kiez 
bleiben können, die vermögend ge­
nug sind, um ihre eigene Wohnung 
zu kaufen, gefährdet das den sozia­
len Frieden. Gewachsene Nachbar­
schaften werden zerstört. Meinetwe­
gen kann sich jemand eine neuge bau­
te Eigentumswohnung kaufen – aber 
doch keine Altbauwohnung, aus der 
vorher jemand rausgekündigt wurde. 
Gabriela Burghardt: Je mehr wir wer­
den, desto besser kann man Druck 
machen. Mich beruhigt es überhaupt 
nicht, dass man zehn Jahre bezie­
hungsweise in Milieuschutzgebieten 
sieben plus fünf Jahre lang vor einer 
Kündigung geschützt ist. Was ist nach 
Ablauf dieser Frist? Früher oder spä­
ter muss man raus. Meine Wohnung 
ist die Basis meines Lebens. 
Coni Pfeiffer: Außerdem gibt es ge ­
nug Beispiele dafür, mit welchen Mit ­
teln Mieter schon vor Ablauf der Frist 
rausgeekelt werden. Im Geschäfts be ­
richt der Eigentümerin der Mariannen­
straße steht zum Beispiel ganz offen, 
dass man vorhat zu renovieren und 
ordentlich Krach machen will. Dass 
deswegen vermutlich einige Mie­
ter ausziehen werden, läge im eige­
nen Interesse. 
MieterMagazin: Wo wollen Sie an­
setzen? Welche Aktionen fanden 
schon statt?

Damit nicht jedes Haus 
bei Null anfangen muss

Josephine Gäbler: Es geht um Solida­
rität. Man fühlt sich dem so ausge­
liefert. Deswegen gibt es dieses Netz­
werk, in dem wir uns gegenseitig un ­
terstützen, auch ganz praktisch, et­
wa wenn Kaufinteressenten Woh­
nungen besichtigen. 
Coni Pfeiffer: Zurzeit sind wir noch 
in der Aufbauphase. Demnächst soll 
unsere Homepage fertig sein, wo 
sich betroffene Hausgemeinschaften 
vorstellen und wo auch Infos, etwa 
zur baurechtlichen oder juristischen 
Seite, zusammengetragen werden. 
Sonst fängt jedes Haus, das neu be­
troffen ist, wieder von Null an. Au­
ßerdem wollen wir die Verdrängung 
sichtbar machen und erstellen eine 
Karte mit allen betroffenen Häusern. 
Bei der Veranstaltung „Baustelle Ge­
meinwohl“, die Ende August statt­
fand, waren wir ebenfalls dabei. 
Interview: Birgit Leiß
  
10 oder 7 plus 5? 
Wenn ein Mietshaus erstmalig umgewandelt wird, sind 
die Mieter in Berlin zehn Jahre lang vor einer Kündi­
gung wegen Eigenbedarf oder mangelnder wirtschaft­
licher Verwertung geschützt. In Milieuschutzgebieten, 
wo die Umwandlung eigentlich nicht erwünscht ist, 
muss das Bezirksamt dies genehmigen, wenn sich der 
Eigentümer verpflichtet, in den nächsten sieben Jah­
ren nur an die Mieter zu verkaufen. Wenn dann nach 
sieben Jahren ein Dritter die Wohnung kauft, darf die­
ser erst nach weiteren fünf Jahren wegen Eigenbedarf 
kündigen.                                                                bl
MieterMagazin 10/2019
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Bis 2020 könnten 
mehr Haushalte 

erstmalig in 
den Genuss von 

wohngeld kommen 
oder einen höheren 

Betrag erhalten
woHNGelD- uND MieteNBeriCHt

Mehr wohngeld für mehr Berechtigte
Vor der sommerpause hat die Bundesregierung ihren aktuellen wohn-
geld- und Mietenbericht vorgestellt. Der tenor: in den Metropolen stei-
gen die Mieten weiter. Geplant ist eine wohngeldreform, die ab nächs-
tem Jahr greifen soll.
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2020 wird das Wohngeld reformiert 
– 660 000 Haushalte könnten bun­
desweit davon profitieren, darunter 
180 000, die erstmals oder erneut 
Anspruch darauf haben. Der staatli­
che Zuschuss für Haushalte mit ge­
ringem Einkommen soll von durch­
schnittlich 145 auf 190 Euro im Mo­
nat steigen, die Miethöchstbeträge 
künftig regionale Besonderheiten be­
achten und entsprechend gestaffelt 
werden. Das Wohngeld soll zudem 
bis zu einer höheren Mietstufe gel­
ten. Das geht aus einem aktuellen 
Bericht der Bundesregierung hervor, 

L Der Wohngeld- 
und Mietenbericht 
der Bundesregie rung 
ist zu finden unter 
www.bundes
regierung.de/
breg-de/aktuel
les/wohngeld-
mietenbericht-
2018-1643040
/2019
die dem Bundestag alle zwei Jahre 
über die Durchführung des Wohn­
geldgesetzes berichten muss. Des 
Weiteren soll das Wohngeld künftig 
alle zwei Jahre an die jeweilige Miet­ 
und Einkommensentwicklung ange­
passt werden. Zuletzt waren die Sät­
ze 2016 erhöht worden – erstmals 
seit der Wohngeld reform 2009. Das 
Problem der unregelmäßigen Anpas­
sungen: Wenn Einkommen und Mie­
ten steigen, fallen Haushalte aus der 
Förderung, obwohl ihre Wohnkosten­
belastung tatsächlich gestiegen ist. 
Außerdem verliert das Wohngeld in­
flationsbedingt an Wert.
In Berlin bezogen 2017 knapp 25 000 
und damit 1,2 Prozent aller Haushal­
te Wohngeld – etwas weniger als der 
bundesweite Durchschnitt von 1,4 
Prozent. Der durchschnittliche Ber­
liner Wohngeldhaushalt erhielt 148 
Euro monatlich, zahlte 7,73  Euro 
Miete bruttokalt je Quadratmeter 
Wohnfläche, lebte auf 58 Quadrat­
metern und verfügte über ein Ge­
samteinkommen von 907 Euro. 
Die größte Gruppe der Wohngeld­
be zieher machten bundesweit mit 
48 Prozent die Rentner aus, 38  Pro­
zent waren erwerbstätig, 5 Pro zent 
Stu die rende und jeweils 4 Prozent 
ar beits los und anderweitig nicht er­
werbstätig. 2017 lebten in knapp der 
Hälfte der reinen Wohngeldhaushal­
te Kinder unter 25 Jahren. Alleiner­
ziehende sind besonders häufig auf 
Wohngeld angewiesen.
Zum Thema Mieten zeichnet der 
Be richt ein differenziertes Bild von 
Deutschland: Während in den länd­
lichen und strukturschwachen Ge­
genden Wohnungsleerstand und 
stagnierende Mietpreise vorherrsch­
ten, sei der Mietmarkt in den wach­
senden Regionen und Städten sehr 
angespannt. Im Berichtszeitraum 
stiegen die Angebotsmieten bundes­
weit jährlich um fünf Prozent, in den 
Innenstädten der Metropolen um 
etwa sechs Prozent. Die Bestands­
mieten entwickelten sich mit einer 
jährlichen Steigerungsrate von 1,6 
Prozent laut Bericht „hingegen ge­
mäßigt“.  
Die durchschnittliche Bruttokalt­
miete betrug 2017 monatlich 7,36 
Euro pro Quadratmeter – bezogen 
auf eine durchschnittliche Wohn­
fläche von 70 Quadratmetern sind 
das knapp 515 Euro im Monat. 2015 
waren es noch 7,25 Euro je Quadrat­
meter gewesen. Die Spanne ist auch 
hier sehr breit: Während die Bewoh­
ner des Vogtlandkreises durchschnitt­
lich 4,50 Euro pro qm nettokalt für 

Berlin am stärksten 
vom Mietanstieg betroffen

ihre Miete bezahlen, werden in der 
Stadt München im Schnitt 17,73 pro 
Quadratmeter fällig. Berlin wird im 
Bericht besonders hervorgehoben: 
„Die Bundeshauptstadt erlebte 2018 
mit über 9 Prozent Steigerung der 
Angebotsmieten den stärksten Mie­
tenanstieg.“ Das Angebotsmieten­
niveau lag in Berlin 2017 nach dem 
Bericht bei 11,09 Euro pro Quadrat­
meter.
Die durchschnittliche Mietbelas­
tungsquote – das Verhältnis von 
bruttowarmen Mietausgaben zum 
Haushaltseinkommen – liegt gegen­
über dem letzten Berichtszeitraum 
2015 unverändert bei 29  Prozent. 
Stärker belastet sind kleine Haus­
halte, Geringverdiener und armuts­
gefährdete Haushalte. Die Wohn­
nebenkosten sind im Vergleich zum 
letzten Berichtszeitraum leicht ge­
sunken.                  Katharina Buri
  
Die wohnraumoffensive 
Im September 2018 haben Bund, Länder und Kommu­
nen bei einem gemeinsamen Wohngipfel die sogenann­
te Wohnraumoffensive verabschiedet. Ihr Ziel: Die 
Wohn raumsituation zu entspannen und der wachsen­
den Nachfrage gerecht zu werden. Bis 2021 sollen 1,5 
Millionen neue Wohnungen geschaffen werden. Das 
will die Politik durch ein Maßnahmenpaket erreichen, 
das zum einen aus verstärkten Investitionen etwa in 
den Sozialen Wohnungsbau und die Städtebauförde­
rung besteht, zum anderen durch verstärkte Bemühun­
gen zur Senkung der Baukosten und Fachkräftesiche­
rung. Außerdem soll die Bezahlbarkeit des Wohnens 
gesichert werden, etwa durch Nachbesserungen bei 
der Mietpreisbremse und durch die Wohngeldreform 
ab 1. Januar 2020.                                                   kb
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Hintergrund
RauchwaRnmeldeR

Kleiner aufwand – große wirkung
Bei Bränden in wohngebäuden führt vor allem der entstehende Rauch 
zu Todesfällen. Rauchwarnmelder bieten einen zuverlässigen Schutz vor 
Rauchvergiftungen, wenn sie ordnungsgemäß installiert wurden und re-
gelmäßig überprüft werden.

L BMV-Info 45 
„Rauchwarn-
melderpflicht 
für Berlin“: 
www.berliner-mie
terverein.de/recht/
infoblaetter/info-
45-rauchwarn
melderpflicht-fuer-
berlin-20-fragen-
und-antworten.htm
Rauchmelder, 
technische 
Probleme Fo

to
: N

ils
 R

ic
ht

er
Seit dem 1. Januar 2017 müssen in 
Berlin in Aufenthaltsräumen – aus­
genommen Küchen, Bäder und Toi ­
letten – und in Fluren, über die Ret ­
tungswege von den Aufenthaltsräu­
men führen, Rauchwarnmelder ein­
gebaut werden. Für Bestandsbauten 
gilt eine Übergangsfrist bis zum 31. 
Dezember 2020. 
In Deutschland sterben jedes Jahr 
350 bis 400 Menschen bei Woh­
nungsbränden – 95 Prozent an den 
Folgen einer Rauchvergiftung durch 
die geruchlosen Gase Kohlenmon­
oxid und Kohlendioxid. Viele von ih­

L Die Stiftung 
Warentest testete 
Rauchmelder: 
www.test.de/
Rauchmelder-im-
Test-4957385-0/
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nen hätten durch Rauchwarnmelder 
rechtzeitig vor den Bränden gewarnt 
werden können. Im Jahr 2018 wur­
den in Berlin 25 Brandtote registriert, 
sechs weniger als im Jahr zuvor. 

nachweislich 
weniger Brandtote

Tagsüber wird ein Feuer meist schnell 
entdeckt und gelöscht, nachts ist die 
Gefahr aber groß. Ein Beispiel: Am 
6. Juli 2019 um 3.16 Uhr wurde die 
Berliner Feuerwehr zu einem Woh­
nungsbrand in Neukölln gerufen. 
Eine 70 Quadratmeter große Woh­
nung im Erdgeschoss eines fünfge­
schossigen Wohngebäudes stand in 
Flammen. Alle 13 Bewohner konn­
ten von der Feuerwehr gerettet wer­
den. Zwei Personen erlitten gefähr­
liche Rauchgasvergiftungen. Diese 
hätten vermieden werden können, 
wenn Rauchgasmelder in den Woh­
nungen installiert gewesen wären. 
Bereits drei Lungenzüge Brandrauch 
können zur Bewusstlosigkeit führen. 
In Hamburg, wo die Rauchwarnmel­
derpflicht bereits 2005 eingeführt 
wurde und ab 2010 in allen Woh­
nungen umgesetzt sein musste, 
kommt es inzwischen zu signifikant 
weniger schweren Wohnungsbrän­
den mit weniger Brandtoten. 
Die Kosten für Rauchwarnmelder 
und deren Installation sind relativ 
gering. Gute Geräte sind bereits ab 
18 Euro erhältlich. Bei einer zehnjäh­
rigen Nutzungsdauer – so lange rei  ­
chen die Batterien – sind das nur 
knapp 2 Euro pro Jahr. Die Stiftung 
Warentest hat im Januar 2019 17 
Rauchwarnmelder getestet.  Mini­
Melder mit Durchmessern von 7 
Zentimetern,  Smart­Home­Modelle 
sowie Funkmelder mit Fernbedie­
nung gelten heute als verlässliche 
Alternativen zu den Standardmo­
dellen.
Die Installation der Rauchwarnmel­
der ist nach der Berliner Bauordnung 
Aufgabe des Eigentümers, also des 
Vermieters. Der Mieter muss den 
Einbau dulden – auch wenn er be­
reits selbst Rauchwarnmelder einge­
baut hat. Der Vermieter entscheidet, 
welche Geräte eingebaut werden. 
Bei Einzelmeldern ist einmal jährlich 
eine Sichtprüfung vorgeschrieben. 
Melder mit Teil­Ferninspektion wer  ­
den jährlich mittels  Funktechnik kon­
trolliert. Die Öffnung des Rauchein­
tritts und die Umfeldüberwachung 
werden alle drei Jahre durch eine 
Sichtprüfung kontrolliert. Ferninspi­
zierte Melder prüfen sich selbst. 
Frank Maciejewski vom Berliner Mie­
terverein: „Solange keine einvernehm­
liche vertragliche Vereinbarung über 
die Wartung durch den Mieter vor­
liegt, ist sie Aufgabe des Vermieters.“ 
Die Kosten für die Wartung sind als 
„sonstige Betriebskosten“ auf die 
Mieter umlegbar, müssen jedoch 
in der Abrechnung explizit genannt 
werden.
Rüstet der Vermieter eine Bestands­
wohnung nicht bis zum 31. Dezem­
ber 2020 mit Rauchwarnmeldern aus, 
liegt ein Mangel der Mietsache und 
ein Anspruch auf Mängelbeseitigung 
vor. Frank Maciejewski: „Es ist dann 
im Einzelfall zu prüfen, ob auch ein 
Mietminderungsrecht gegeben ist.“
Die Gewobag hat bisher rund 68 Pro­
zent ihrer Wohnungen mit Rauch­
warnmeldern ausgestattet. Bei der 
Gesobau sollen es bis Jahresende 81 
Prozent sein. Zahlen für den gesam­
ten Berliner Wohnungsbestand lie­
gen nicht vor.         Rainer Bratfisch
Rauchmelder-Fehlalarm
Bei einem Fehlalarm besteht objektiv keine Gefahr, und 
folglich gibt es auch keinen Verursacher. Der  Mieter 
muss daher generell keinen Kostenersatz leisten. Muss 
die Feuerwehr im Rahmen ihres Einsatzes  wegen des 
Fehlalarms eines Rauchmelders Fenster oder Türen auf­
brechen, muss letztlich der Vermieter für die notwendi­
gen Reparaturen zahlen. Er ist in aller Regel für Rauch­
melder und ihre Wartung verantwortlich und damit 
auch für Schäden, die aufgrund eines Fehlalarms des 
Rauchmelders entstehen. Anders ist die Rechtslage, 
wenn der Mieter den Alarm fahrlässig oder vorsätzlich 
verursacht hat.                                                         
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Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beiträge sind 
gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf 
die seit Januar 2001 veröffentlichten 
Entscheidungen und Aufsätze.
Verjährungsbeginn
Die Verjährung von Ansprüchen des Vermieters be-
ginnt nach § 548 Abs. 1 BGB mit dem Zeitpunkt, in 
dem er die Mietsache zurückerhält. Das setzt grund-
sätzlich zum einen eine Änderung der Besitzverhält-
nisse zugunsten des Vermieters voraus. Zum anderen 
ist eine vollständige und unzweideutige Besitzaufga-
be des Mieters erforderlich. 
BGH vom 27.2.2019 – XII ZR 63/18 – 

 Langfassung im Internet

Die Parteien stritten über die korrekte Berechnung der 
sechsmonatigen Verjährungsfrist nach § 548 Abs. 1 BGB 
für Schadenersatzansprüche des Vermieters. Der Mie-
ter hatte das Mietverhältnis zum 30.9.2012 gekündigt. 
Am 9.11.2012 bot er per Anwaltsschreiben die Rückga-
be der Mieträume ab sofort an und schlug einen Ter-
min vor Ort vor, um sich über die Einbauten und deren 
eventuelle Übernahme durch die Vermieterin abzustim-
men. Nach einer Besichtigung am 14.12.2012 teilte die 
Vermieterin mit, welche Einbauten noch zurückgebaut 
und welche Instandsetzungsmaßnahmen vom Mieter 
noch durchgeführt werden müssen. Nachdem diese Ar-
beiten durchgeführt waren, gab der Mieter das Objekt 
am 8.2.2013 an die Vermieterin zurück und händigte die 
Schlüssel aus. Anschließend forderte die Vermieterin 
weitere Mängelbeseitigungsarbeiten, die der Mieter am 
13.6.2013 endgültig ablehnte. Am 8.7.2013 erhob die 
Vermieterin Klage, die am 1.8.2013 zugestellt wurde.
Der Mieter – und die Vorinstanz – meinte, die Vermie te-
rin habe sich aufgrund seines Schreibens vom 9.11.2012 
im Verzug mit der Rücknahme der Mietsache  befunden. 
Dieser Annahmeverzug habe den Lauf der kurzen Ver-
jährungsfrist gemäß § 548 Abs. 1 BGB ausgelöst, so dass 
die Verjährungsfrist bei Klageerhebung am 8.7.2013 be-
reits abgelaufen gewesen sei.
Der BGH folgte dieser Ansicht nicht. Die Verjährung der 
von der Vermieterin erhobenen Ansprüche habe erst mit 
dem Ablauf des 8.2.2013 begonnen, denn erst an die-
sem Tag habe die Vermieterin die Räume nebst Schlüs-
sel zurückerhalten. Das Schreiben vom 9.11.2012, mit 
dem der Mieter die sofortige Rückgabe angeboten hatte, 
ändert hieran nichts. Die Vermieterin müsse sich nicht 
so behandeln lassen, als habe sie die Mietsache bereits 
zu diesem Zeitpunkt zurückerhalten. 
2019
Zwar sei im Schreiben des Mieters vom 9.11.2012 von 
einer Rückgabe ab sofort die Rede. Eine vorbehaltlose 
Besitzaufgabe sei damit jedoch nicht gemeint gewesen, 
wie sich aus dem weiteren Inhalt des Schreibens ergebe. 
Da der Mieter eine nähere Abstimmung mit der Vermie-
terin wegen der Einbauten begehrte, könne diesem Schrei  -
ben nicht entnommen werden, dass der Mieter die Sach-
herrschaft über die Räume schon vor Klärung dieser Fra-
gen vollständig und endgültig aufgeben wollte.
Auch bei den Terminen im Dezember 2012, die schließ-
lich in Arbeiten durch den Mieter mündeten, habe die 
Vermieterin die Räume noch nicht endgültig zurücker-
halten. Erst durch die Übergabe am 8.2.2013 habe die 
Vermieterin Alleinbesitz erlangt, durch den sie sich un-
gestört ein umfassendes Bild vom Zustand der Mietsa-
che machen konnte. Die Klage wurde damit innerhalb 
der sechsmonatigen Verjährungsfrist erhoben, so dass 
die Verjährung gehemmt wurde.

Mieterhöhung und Gutachten
a) Zur Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete 
durch einen Sachverständigen, dessen Unterstützung 
sich der Tatrichter bedient, kommen unterschiedliche 
wissenschaftliche Bewertungsmethoden in Betracht. 
Die Wahl einer bestimmten Bewertungsmethode ist 
generell dem – sachverständig beratenen – Tatrichter 
vorbehalten und im Revisionsverfahren nur einge-
schränkt überprüfbar, nämlich darauf, ob das Beru-
fungsurteil insoweit gegen Denkgesetze oder Erfah-
rungssätze verstößt oder sonst auf rechtsfehlerhaften 
Erwägungen beruht. 
b) Ermittelt der Tatrichter die ortsübliche Vergleichs-
miete unter Heranziehung eines Sachverständigen, ist 
eine in jeder Hinsicht vollständige Mitteilung der An-
schriften der Vergleichswohnungen im Gutachten nur 
dann geboten, wenn diese Angaben für eine Überprü-
fung des Gutachtens praktisch unentbehrlich wären. 
c) Ein angemessenes Verhältnis von Neuvermietungen 
und Änderungen von Bestandsmieten, welches gemäß 
§ 558 Abs. 2 Satz 1 BGB bei der Ermittlung der orts-
üblichen Vergleichsmiete zugrunde zu legen ist, ist je-
denfalls dann nicht mehr gewahrt, wenn der Tatrichter 
Bestandsmietenänderungen im maßgeblichen Vierjah-
reszeitraum nicht oder nur in einem vernachlässigbar 
geringen Umfang in die Bewertung einbezieht. 
d) Ergibt sich auch nach Berücksichtigung der gesetz-
lichen Wohnwertmerkmale der vom – sachverständig 
beratenen – Tatrichter herangezogenen Vergleichswoh-
nungen eine breite Streuung der für diese Wohnun-
gen gezahlten Mieten, darf die ortsübliche Einzelver-
gleichsmiete nicht mit dem oberen Wert dieser Streu-
breite gleichgesetzt werden. Denn es ist nicht sachge-
recht, eine solche breite Marktstreuung, die nicht auf 
den gesetzlichen Wohnwertmerkmalen beruht, einsei-
tig dem Vermieter zugute kommen zu lassen. 
In diesen Fällen obliegt es dem Tatrichter, innerhalb 
dieser Streubreite die Miete zu ermitteln, die der Ver-
mieter als ortsübliche Vergleichsmiete beanspruchen 
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kann. Bei einer auffälligen Häufung der Vergleichsmie-
ten um einen kleinen Wert herum mag es gerechtfer-
tigt sein, die dadurch repräsentierte (gesamte) kleine 
Bandbreite als ortsübliche Vergleichsmiete anzusehen, 
so dass der Vermieter in einem solchen Fall die Miete 
bis zu dem höheren Wert dieser kleinen Bandbreite als 
28

Instanzen-Rechtsprechung
ortsübliche Vergleichsmiete erhöhen kann. Lassen sich 
Besonderheiten der Verteilung der Vergleichsmieten 
nicht feststellen, mag es angemessen sein, auf den 
arithmetischen Mittelwert abzustellen. 
BGH vom 24.4.2019 – VIII ZR 62/18 – 

 Langfassung im Internet
Nachtstrom- 
speicherheizung
Die Vorschriften der Heizkosten-
verordnung zur verbrauchsabhän-
gigen Heizkostenabrechnung sind 
analog auch auf Nachtstromspei-
cherheizungen anzuwenden.
LG Berlin vom 30.4.2019 
– 63 S 214/18 –, mitgeteilt 
von Lindemann Rechtsanwälte

 Langfassung im Internet

Der Vermieter war der Auffassung 
gewesen, da sich in der Wohnung 
Nachtspeicherheizungen befänden, 
habe eine verbrauchsabhängige 
Abrechnung nicht zu erfolgen. Das 
Landgericht sah dies anders.
Denn die Heizkostenverordnung sei 
analog auch in den Fällen, in denen 
zwar keine gemeinsame Wärmeer-
zeugung, jedoch eine gemeinsame 
Energieversorgung und -erfassung 
vorliegt, anzuwenden.
Zwar spreche gegen eine analoge 
Anwendung der Heizkostenverord-
nung, dass die Nutzer bei der vor-
liegenden Beheizungsart gerade 
nicht mit Wärme, sondern nur mit 
der dafür erforderlichen Energie ver-
sorgt würden. Denn nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 HeizkostenVO gelte die Heiz-
kostenverordnung dann, wenn es 
um die Verteilung der Kosten des Be-
triebs zentraler Heizungsanlagen und 
zentraler Warmwasserversorgungs-
anlagen gehe. In der einschlägigen 
Kommentarliteratur werde bei dem 
Begriff der zentralen Anlage dabei 
auf die Erzeugung  beziehungsweise 
Versorgung mit Wärme oder Warm-
wasser abgestellt.
Danach wäre die  Anwendbarkeit 
der Heizkostenverordnung zu ver-
neinen, da ein Gesamtzähler ge-
rade keine Wärme erzeugt bezie-
hungsweise die Nutzer mit Wärme 
versorgt, sondern diese nur zentral 
erfasst. Vor dem Hintergrund, dass 
es sich bei der Heizkostenverordnung 
um eine Verbotsverordnung mit Aus-
nahmecharakter handele, käme da-
nach eine analoge Anwendung vor 
dem Hintergrund der planwidrigen 
Regelungslücke nicht in Betracht.
Gegen die letztgenannte Auffassung 
und für eine analoge Anwendung 
spreche jedoch der Zweck der Heiz-
kostenverordnung. Die Heizkosten-
verordnung verfolge das Ziel, Heiz-
energie dadurch einzusparen, dass 
dem jeweiligen Verbraucher mit der 
konkreten, auf ihn bezogenen Ab-
rechnung nicht nur sein Energiever-
brauch, sondern auch die dadurch 
verursachten Kosten vor Augen ge-
 halten werden sollen. Dem jeweili-
gen Nutzer werde dadurch ermög-
licht, seinen Verbrauch individuell zu 
gestalten, um dadurch für ihn Kosten 
und für die Volkswirtschaft Energie 
zu sparen. Vor dem Hintergrund, 
dass der Schutz der natürlichen Le-
bensgrundlagen einen im Grundgesetz 
verankerten Auftrag sowohl an die 
Gesetzgebung als auch nach Maß-
gabe von Gesetz und Recht an die 
Rechtsprechung erteilt (Artikel 20 a 
Grundgesetz), sei im Hinblick auf 
den schonenden Umgang mit den 
vorhandenen Ressourcen und die 
damit bezweckte Einsparung von 
Heizenergie eine planwidrige Rege-
lungslücke gegeben, die eine analo-
ge Anwendung gebiete.
Den Mietern stehe danach gemäß 
§ 12 HeizkostenVO ein Kürzungs-
recht in Höhe von 15 Prozent zu.

Heizkostenabrechnung 
bei verbundener Anlage
Wird die Trennung von Heiz- und 
Warmwasserkosten nicht durch ei-
nen entsprechenden Wärmezäh ler 
zur Messung der auf den Warmwas-
serbereich entfallenden Energiemen-
ge vorgenommen, hat der Vermieter 
den Verbrauch unter Verstoß gegen 
§ 9 Abs. 2 Satz 1 Heizkostenverord-
nung ermittelt. Danach ist die auf 
die zentrale Warmwasserversor-
gungsanlage entfallende Wärme-
menge (Q) ab dem 31. Dezember 
2013 mit einem Wärmezähler zu 
messen. Wird hiergegen verstoßen, 
ist eine Kürzung gemäß § 12 Abs. 1 
Satz 1 Heizkostenverordnung vor-
zu nehmen. Der Kürzungsbetrag 
ist dabei aus dem für den Nutzer 
in der Abrechnung ausgewiesenen 
An teil der Gesamtkosten (Heiz- und 
Warmwasserkosten) zu errechnen.
AG Mitte vom 12.7.2018
– 25 C 179/17 –, mitgeteilt 
von RA Sebastian Leonhard

 Langfassung im Internet

Einkommensteuer
Modernisierungskosten, die der 
Vermieter zum Anlass für eine Miet-
erhöhung nach § 559 nimmt, sind 
keine Handwerkerkosten im Sinne 
des § 35 a EStG, die der Mieter im 
Rahmen seiner Einkommensteuer-
erklärung geltend machen kann.
AG Mitte vom 13.3.2019 
– 11 C 203/18 –, mitgeteilt 
von RA Christoph Müller

Das Gericht begründet wie folgt: Be-
scheinigungen gemäß § 35 a EStG 
sind nur auszustellen, wenn die Kos -
ten im Rahmen einer jährlichen Be-
triebskostenabrechnung auf den 
Mieter umgelegt werden und damit 
nicht beim Vermieter anfallen. In 
Bezug auf Modernisierungskosten 
findet zwar de facto auch eine Um-
legung auf den Mieter statt, weil 
jährlich 11 % [seit 1.1.2019: 8 %] 
der auf die Wohnung entfallenden 
Kosten zur Grundmiete hinzutreten. 
Dennoch sind die Kosten zunächst 
sämtlichst beim Vermieter angefal-
len, erst nach mehr als neun Jahren 
hat sie der Mieter quasi übernom-
men. Diese Konstruktion entspricht 
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nicht der Konstruktion, wonach Hand-
werkerkosten in dem Jahr, in dem 
sie entstanden sind, von der Steuer 
abgesetzt werden können. Der Um-
stand, dass auch nach der Amorti-
sierung der Kosten über den Mieter, 
also nach Ablauf der etwas mehr als 
neun Jahre, die Miete weiterhin so 
hoch bleibt, wie sie nach der Moder-
nisierung festgesetzt wurde, spricht 
ebenfalls dagegen, dass hier eine 
steuerliche Absetzung durch den 
Mieter möglich ist.

Mietpreisbremse
Die Mietpreisbremse gilt nicht, wenn 
die Wohnung nach einer umfassen-
den Modernisierung erstmals wie-
der vermietet wird. Umfassend ist 
eine Modernisierung, wenn dafür 
mehr als ein Drittel der fiktiven Neu-
baukosten aufgewendet wurden.
Das Gericht darf nach § 287 ZPO 
die Baukosten schätzen und sich 
dabei des statistischen Bundesam-
tes als Schätzgrundlage bedienen. 
Danach kann für das Jahr 2017 von 
Neubaukosten für vermietete Woh-
nungen in Wohngebäuden mit drei 
oder mehr Wohnungen in Höhe von 
1544 Euro pro Quadratmeter aus-
gegangen werden. Kosten, die auf 
Instandsetzungsmaßnahmen entfal-
len sind bei der Anwendung des 
§ 556 f BGB bei der Berechnung 
nicht abzuziehen. 
AG Neukölln vom 26.3.2019
– 18 C 188/18 –, mitgeteilt 
von RA Bernd Schütze

 Langfassung im Internet

Das Amtsgericht folgt hier einer bei 
den Berliner Gerichten verbreiteten 
Ansicht (vgl. AG Schöneberg vom 
8.9.2017 – 17 C 148/16 –, LG Berlin 
vom 23.10.2018 – 63 S 293/17 –).
Nach Börstinghaus (in Schmidt-Fut-
terer, Mietrecht, 14. Aufl., § 556 f 
RN 19) sind dagegen durchschnitt-
lich 2.000 Euro Neubaukosten pro 
Quadratmeter üblich. Nach einer 
Studie des Pestel-Instituts vom Sep-
tember 2015 wiederum betragen die 
Kosten für ein 12 Wohnungen umfas-
sendes Mehrfamilienhaus rund 2400 
Euro je Quadratmeter; ebenso nach 
Angaben des Deutschen Baugewer-
bes für Februar 2018 (zitiert nach 
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Börstinghaus NJW 18, 665 (668)). 
Nach einem dem Berliner Mieterver-
ein vorliegenden Gutachten von D. 
Roth vom 20.1.2019 betrugen die 
Baukosten für 2015 in Berlin für ein 
Mehrfamilienhaus sogar 2574,65 Eu-
ro pro Quadratmeter Wohnfläche.
Zu der Drittel-Regel gibt es eine von 
der wohl herrschenden Meinung 
abweichende Ansicht von Lehmann-
Richter (NZM 17, 497). Danach ist 
der Begriff „umfassende Moderni-
sierung“ erfüllt, wenn eine zuvor mit 
Blick auf Zustand und Ausstattung 
völlig veraltete, (nahezu) unvermiet-
bare Wohnung im Wesentlichen in 
einen Neubauzustand versetzt wird. 
Auf einen besonderen Kosteneinsatz 
komme es nicht an.

Rollstuhlrampe
Die Neuanlegung einer Rampe vor 
den Fenstern der Erdgeschosswoh-
nung berechtigt deren Mieter zur 
Mietminderung in Höhe von 5 %.
AG Schöneberg vom 25.7.2017 
– 15 C 390/16 –, mitgeteilt von 
RA Hans-Joachim Gellwitzki

 Langfassung im Internet

Die Mieter bewohnen eine im Erdge-
schoss gelegene  Neubauwohnung. 
Die Wohnung besteht aus drei Zim-
mern, einer Küche, einem Bad, einer 
Diele, einem Balkon, einem Abstell-
raum und einem Mieterkeller. Das 
Erdgeschoss war bei Mietvertragsbe-
ginn nur über eine Außentreppe mit 
acht Stufen zu erreichen. Die Woh-
nung befindet sich in einem Hoch-
haus mit elf Stockwerken. Auf jeder 
Etage befinden sich drei Wohnungen. 
Der Vermieter errichtete zu Beginn 
des Jahres 2015 vor den Fenstern zu 
Küche, Bad und Schlafzimmer eine 
behindertengerechte Rampe aus Me-
tall, die zum Hauseingang führt. Die 
Rampe beginnt flach ansteigend am 
Hauseingang und verläuft parallel 
zum Gebäude zum straßenseitigen 
Ende der Wohnung der Mieter. Dort 
macht die Rampe einen Bogen und 
verläuft wiederum parallel leicht an-
steigend zum Hauseingang. 
Die Mieter begehrten wegen der 
Rampe eine Mietminderung. Sie 
machten geltend, dass Personen, 
die auf der Rampe an der  Wohnung 
vorbeigingen, in die Fenster zu Kü-
che, Bad und Schlafzimmer rein-
schauen könnten. Die Rampe erhö-
he die Einbruchsgefahr in der Woh-
nung. Die Rampe werde ständig von 
früh bis spät im Durchschnitt min des-
tens 70 Mal pro Tag genutzt. Dabei 
sei in ihrer Wohnung eine gewisse 
Vibration der Rampe wahrzunehmen 
sowie ein Geräusch, das sich wie 
Rattern anhören würde. Spielende 
Kinder hätten die Rampe als Betäti-
gungsfeld genutzt und seien wieder-
holt auf das an der Hauswand be-
findliche Geländer der Rampe gestie-
gen, um einen Blick in ihre Wohnung 
zu werfen. Durch die Rampe sei der 
Mietgebrauch für ihre Wohnung in 
erheblicher Weise beeinträchtigt.
Der Vermieter lehnte die Mietmin-
derung ab. Es kam zum Prozess. Das 
Gericht gewährte den Mietern ein 
Minderungsrecht in Höhe von 5 %.
Durch die Errichtung und die regel-
mäßige Nutzung der Rampe werde 
der Mietgebrauch für die Wohnung 
in nicht unerheblicher Weise beein-
trächtigt. Ein Mangel liege bereits 
vor, wenn der tatsächliche Zustand 
der Mietsache von dem vertraglich 
geschuldeten Zustand abweiche. Bei 
Vertragsschluss sei vor den Fenstern 
der Mieter keine Rampe  vorhanden 
gewesen. Durch diese Rampe würden 
die Mieter in ihrem Mietgebrauch 
nicht unerheblich beeinträchtigt. 
Zum einen erhöhe sich die Einbruchs-
gefahr in ihrer Wohnung. Es sei oh-
ne Weiteres möglich, von der Ram-
pe durch ein geöffnetes Fenster in 
die Wohnung zu gelangen. Vorher 
sei dies nur durch die Hinzuziehung 
weiterer Hilfsmittel möglich gewe-
sen. Die Rampe verlaufe unmittelbar 
vor den Fenstern der Mieter, und es 
sei Benutzern möglich, direkt vor dem 
Fenster in die Wohnung reinzuschau-
en, insbesondere wenn Licht in den 
Zimmern brennt. Wie das Gericht 
durch Augenscheinnahme festge-
stellt habe, gebe es bei der Benut-
zung der Rampe mit Rollkoffern, 
Skates, Rollstühlen und ähnlichem in 
der Wohnung vernehmbare Lärmbe-
lästigungen. Auch ein trampelnder 
Benutzer sei in der Wohnung zu hör-
en. Unstreitig spielten Kinder hin und 
wieder auf der Rampe. Die Beweis-
aufnahme habe auch ergeben, dass 
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bei der sonstigen Benutzung der Ram -
pe es sich um eine hinnehmbare Be -
einträchtigung handelt. Da die ge -
räuschvollen Nutzungen seitens der 
Mieter nicht im Einzelnen quantifi-
ziert und somit auch nicht unter Be-
weis gestellt worden seien, würden 
sie seitens des Gerichts gemäß § 287 
ZPO geschätzt. Das Gericht halte 
eine Minderung von 5 % für die ge-
samten Beeinträchtigungen für ange-
messen, aber auch für ausreichend.
Die Mieter seien mit ihrem Minde-
rungsrecht auch nicht deshalb aus-
geschlossen, weil es sich bei der Ram-
pe um eine Einrichtung handele, die 
den Mietern den barrierefreien Zu-
gang zu ihren Wohnungen ermög-
liche. Lediglich im Fall von energeti-
schen Sanierungen habe der Gesetz-
geber die Minderung temporär aus  -
geschlossen. Im Übrigen hätte die 
Maßnahme auch für die Mieter scho-
nender in Form eines Hub-Lifts aus-
geführt werden können. 

Schönheitsreparaturen
Die Klausel „… Abweichend vom 
Vorstehenden sind die Innenanstri-
che der Fenster, die Anstriche der 
Türen, Heizkörper und Versorgungs-
leitungen in allen Räumlichkeiten im 
Allgemeinen alle fünf Jahre durchzu-
führen ...“ enthält eine unzulässige 
Außenanstrichvereinbarung für die 
Türen, welche die Abwälzung der 
Schönheitsreparaturen insgesamt un-
wirksam macht (Abgrenzung zu BGH 
vom 20.3.2012 – VIII ZR 192/11 –).
AG Schöneberg vom 18.1.2018 
– 2 C 221/17 –, mitgeteilt 
von RAin Evelyn Meyer

Das Gericht begründet die Abwei-
chung von der scheinbar einschlägi-
gen BGH-Entscheidung wie folgt:
Im Fall des BGH vom 20.3.2012 lau-
tete die Klausel „... Innenanstrich der 
Fenster, Streichen der Türen sowie 
sämtliche anderen Anstriche inner-
halb der gemieteten Räume.“ Hierzu 
führt der BGH dann aus, dass die For-
mulierung „Streichen der Türen“ ein-
gebettet ist in eine Passage, die be-
ginnt mit „Innenanstrich der Fenster“ 
und endet mit „sowie sämtliche an-
deren Anstriche innerhalb der ge-
mieteten Räume ...“. Aus der Sicht 
eines verständigen Mieters sollen 
daher von der Formulierung „Türen“ 
hier die Innentüren der Wohnung 
und die Innenseite der nach außen 
führenden Türen, nicht aber deren 
Außenseite umfasst sein. Damit 
weicht die dort eingesetzte Klausel 
aber von der hiesigen ab. Dort wur-
de mit dem Wort „sowie“ der letzte 
Regelungsinhalt angeführt, aus dem 
sich ergeben soll, dass dieser im Zu-
sammenhang mit den vorherigen 
Ausführungen steht und nicht ledig-
lich eine Aufzählung darstellt. Zu-
dem umfasst der letzte Regelungsin-
halt „sämtliche Anstriche innerhalb 
der gemieteten Räume“ und macht 
somit deutlich, dass es sich hier um 
einen Auffangtatbestand handelt, 
der alles abdecken soll, was in der 
vorherigen Aufzählung nicht im Be-
sonderen schon aufgelistet war. Da-
mit unterscheidet sich diese Klausel 
jedoch von der hier verwendeten. In 
der streitigen Klausel gibt es einen 
solchen Auffangtatbestand nicht, 
sondern es werden lediglich drei klar 
abgegrenzte Verpflichtungen neben-
einandergestellt. Insoweit stellt sich 
die von der Beklagten angeführte 
Auslegung, dass mit „Anstrich der 
Türen“ lediglich der Innenanstrich 
gemeint sei, nicht als einzige Ausle-
gungsmöglichkeit dar. Konnten die 
Kläger hier jedoch davon ausgehen, 
dass von ihnen auch der Außenan-
strich verlangt wurde, ist die Klausel 
in Gänze unwirksam.

Kosten des  
Schlüsseldienstes
Lässt sich das Schloss der Woh-
nungseingangstür an einem Sonn-
tag nicht mehr öffnen und kann die 
Wohnung deshalb nicht mehr be tre-
ten werden, ist der Mieter be rech-
tigt, die Notöffnung der Tür selbst 
zu veranlassen und die Kosten vom 
Vermieter nach § 536 a Abs. 2 Nr. 2 
BGB ersetzt zu verlangen.
AG Tempelhof-Kreuzberg 
vom 12.12.2018 – 17 C 150/17 –, 
mitgeteilt von RAin Evelyn Meyer

 Langfassung im Internet

Vorliegend ließ sich das Türschloss 
zur Wohnung am 11.9.2016, einem 
Sonntag, nicht mehr öffnen. Nach 
Aussage des Schlüsseldienstmitarbei-
ters war ein Bedienungsfehler der 
Mieterin auszuschließen. Er vermu-
tete, dass eine Feder im Schloss de-
fekt war, was aus seiner Sicht ohne 
Weiteres auf das Alter des Schlosses 
(„mindestens 40 Jahre“) zurückzu-
führen sei.
Das Gericht verwies auf die Recht-
sprechung, wonach der Nachweis, 
dass die Ursache des Mangels dem 
Obhutsbereich des Mieters entstam-
me und andere, in den Verantwor-
tungsbereich des Vermieters fallende 
Ursachen ausgeschlossen seien, dem 
Vermieter obliege. Neben einem Ma-
terial- oder Herstellungsmangel müs-
se der Vermieter auch einen ebenfalls 
zu seiner Risikosphäre gehörenden 
normalen Verschleiß als Schadensur-
sache durch Beweis ausschließen.
Einen solchen hatte der Vermieter 
jedoch nicht angetreten.
Nach Ansicht des Gerichts sei die 
Mieterin daher berechtigt gewesen, 
die Notöffnung der Wohnungstür 
am Sonntag selbst zu veranlassen 
(der Austausch des Schlosses wurde 
in der Folge durch den Vermieter ver-
anlasst). Sofern sich eine verschlos-
sene Wohnungstür nicht mehr mit 
dem zum Schloss gehörigen Schlüs-
sel – ohne unzumutbare Anstrengun-
gen – öffnen lasse, eigne sich die 
Wohnung ersichtlich nicht zum ver-
tragsgemäßen Gebrauch.
Bei der Eigenvornahme müsse es sich 
um eine Notmaßnahme der Mieterin 
handeln, die zur Wiederherstellung 
der Mietsache erforderlich sei und 
keinen Aufschub dulde. Das sei für die 
Reparatur einer ausgefallenen Heizung 
im Winter von der Rechtsprechung 
anerkannt. Etwas anderes könne auch 
nicht für die Notöffnung der Woh-
nungstür gelten (anderer Ansicht: AG 
Köln vom 4.12.2018 – 205 C 305/18 
–). Ein irgendwie gearteter Aufschub 
sei der Mieterin nicht zumutbar.
Die Aufwendungen der Mieterin in 
Höhe von 110 Euro seien auch erfor-
derlich gewesen. Erforderlich seien 
nämlich diejenigen Kosten, die nach 
vernünftiger wirtschaftlicher Betrach-
tung nötig und zweckmäßig sind. So 
liege es hier. Ohne den Schlüsselnot-
dienst wäre die Türe nicht zu öffnen 
gewesen, so dass die Beauftragung 
dieses Dienstes auch nötig war.
MieterMagazin 10/2019
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Beratungszentren
des Berliner Mietervereins
Wir freuen uns auf Ihren Besuch in den zentral gelegenen Be-
ratungszentren des Berliner Mietervereins. Zur Beratung bitte 
immer auch den Mitgliedsausweis und den Mietvertrag mit-
bringen. Wir bitten um Verständnis, dass aus organisatorischen 
Gründen eine Beraterauswahl nicht immer erfolgen kann.
Beratungs-
zentrum

 Frankfurter 
Allee in der 
Frankfurter 

Allee 85

Reinickendorf Pankow

Lichten-
berg

Marzahn-
Hellersdorf

Treptow-KöpenickNeukölln
Steglitz-Zehlendorf

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Spandau Mitte

Friedrichshain-
Kreuzberg

Tempelhof-
Schöneberg

Beratungszentrum 

Südstern
Hasenheide 63 (Laden), 
nahe u Südstern

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Begleit-
person auf Rampe erforderlich)

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Zillestraße 81 (Laden),
nahe Wilmersdorfer Straße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Bismarckstraße (U 2 und U 7)

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG 
über mobile Rampe
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135 (Laden),
nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 19 cm)
u Seestraße

 
 
 
 
 

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Frankfurter Allee 85

  Zugang rollstuhlgerecht 
(bitte klingeln, der Zugang er-
folgt begleitet über den Hof)
u i Frankfurter Allee
u Samariterstraße 

Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße Geschäftsstelle

Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG rollstuhlgerecht
Rechtsberatung: Mo-Do 17-19 Uhr, 
Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
Bitte beachten Sie
Schriftverkehr: Sollte nach Ihrem Gespräch in der Beratungsstelle 
juristischer Schriftverkehr mit Ihrem Vermieter oder Behörden er-
forderlich sein, wird Ihre Angelegenheit zur weiteren Bearbeitung 
an die Geschäftsstelle weitergeleitet.
Prozesskostenversicherung: Falls eine gerichtliche Auseinander-
setzung unvermeidlich ist, können die Leistungen der Rechts-
schutzversicherung in Anspruch genommen werden. Erforderlich 
ist jedoch zunächst die Beratung durch den Berliner Mieterverein 
und die Einhaltung der 3-monatigen Wartefrist nach Beitritt. Eine 
telefonische Beratung erfüllt diese Obliegenheitsverpflichtung 
nicht. Es gelten die Bedingungen der Prozesskostenversicherung.
Briefzustellung: Senden Sie Ihre Post bitte ausschließlich an die 
Geschäftsstelle, Spichernstraße 1, 10777 Berlin, da in den Bera-
tungszentren keine Zustellung möglich ist.
MieterMagazin 10/2019
Öffnungszeiten 
Achtung: In der Geschäftsstelle andere 
Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 32)

 Spontan: Beratung ohne Terminvereinbarung
(es kann zu Wartezeiten kommen!)
Montag und Mittwoch von 10 bis 12 und 17 bis 19 Uhr, 
Dienstag und Donnerstag von 17 bis 19 Uhr, 
Freitag von 15 bis 17 Uhr, Samstag von 9 bis 13 Uhr 
(samstags jedoch nicht in den Beratungszentren 
Wilmersdorfer Straße und Bahnhofstraße)

 Beratung mit Terminvereinbarung
Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr und am 
Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
Ihren persönlichen Termin.
Servicetelefon: S 030-226  260
Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 18.30 Uhr, 
Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, Freitag von 9 bis 17 Uhr,
Samstag von 9 bis 13 Uhr
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Service
Geschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 
u Spichernstraße (U 3, U 9), 
Bus 204 (Haltestelle U-Bhf. Spichernstraße), nächster i ist 
Zoologischer Garten (in 3 Minuten mit der U 9 erreichbar)

   Zugang im EG rollstuhlgerecht

 S 030-226 260, Fax: 030-226 26-161, 
bmv@berliner-mieterverein.de 
Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-18.30 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Rechtsberatung: 
Mo, Di, Mi, Do 17-19 Uhr, Fr 15-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
gsstellen
vereinbarung

 Die BMV-Beratungszentren
 finden Sie auf Seite 31 (eine Seite zurückblättern!)
 Auskünfte zur Zugänglichkeit 
erhalten Sie über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstraße 13 
i Karlshorst

K	Di 17-19 Uhr
Nachbarschaftshaus 
im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 b, 
2. OG, Raum 204
i Wartenberg

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, 
Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade

K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Kienberg/Gärten der Welt

Mitte (Mitte, Tiergarten, Wedding) 
K Di 18-19.30 Uhr 
Selbsthilfe-, Kontakt- und  Beratungs-
stelle, Perleberger Straße 44/
Ecke Lübecker Straße
u Birkenstraße

Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, 
Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche

Weitere Beratun
überwiegend ohne Termin
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Pankow 
K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, 
Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K	Mi 17–19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg) 
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf
K	Mi 17-19 Uhr 
Mittelhof e.V., König straße 43 
(nahe Rathaus und Meldestelle) 
i Zehlendorf

Tempelhof-Schöneberg
K	Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf

K	Mo 18.30-19.30 
+ Do 10-11 Uhr
AWO-Laden, 
Goltzstraße 19 (links)
u Nollendorfplatz, 
u Eisenacher Straße

Treptow-Köpenick
K	Di + Do 17-19 Uhr 
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40
i Schöneweide
Servicetelefon
 für weitere Auskünfte, 
      Terminvereinbarungen 
  und Ihre Anregungen:    

 S 030-226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de

Infoblätter
Ob Mietvertrag, Betriebskostenabrech-
nung, Wohnungsmängel oder Mieterhö-
hung, der Mieterverein hält für Sie in der 
Hauptgeschäftsstelle und in den Beratungs-
zentren ein großes Angebot an Informa-
tionsblättern bereit. Alle Informationen 
auch im Internet abrufbar unter
www.berliner-mieterverein.de/
mietrecht/infoblaetter.htm 

Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Oder Sie möchten zukünftig die Online-
Ausgabe des MieterMagazin beziehen?
Unter „Mein BMV“ können Sie im Internet 
die persönlichen Daten Ihrer Mitgliedschaft 
ändern und dem Berliner Mieterverein 
online mitteilen: https://service.berliner-
mieterverein.de/service
Telefonberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhal-
ten Sie als Mitglied eine telefonische 
Kurzberatung – schnell und unbürokra-
tisch. Bitte halten Sie Ihre Mitglieds-
nummer bereit (siehe Adressfeld Ihres 
MieterMagazin) und beachten Sie, dass 
die Telefonberatung nicht eine umfang-
reiche Rechtsberatung ersetzen kann. 
Insbesondere, wenn sich aus Ihrer Ange-
legenheit ein Rechtsstreit ergeben soll-
te, ist der Besuch einer Beratungsstelle 
erforderlich. Die Obliegenheit für den 
Rechtsschutz wird mit der Telefonbera-
tung nicht erfüllt. Um Wartezeiten zu 
vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt 
zu Beginn und am Ende der Beratungs-
zeit anzurufen.

Telefonberatung: 
S 030-226 26-152
Montag bis Freitag von 13 bis 16 Uhr 
sowie Montag und Donnerstag 
von 17 bis 20 Uhr
MieterMagazin 10/2019
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te rund um die Wohnung
Beratungsangebo

Heizung 
und Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist möglich 
unter S 030-226 260:
Mo 17-19 Uhr (jeden 1. Montag, 
nur mit Terminvereinbarung): 
Beratungszentrum Altstadt Spandau, 
Mönchstraße 7
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Walther-Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Mi 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee 85

Überprüfung des 
Fernwärmepreises
Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes kostenfrei und unver-
bindlich. Einfach die Kopie der letzten Heiz-
kostenabrechnung des Vermieters (mit An-
gabe der geliefer ten Wärmemenge und des 
Baualters, gegebe nenfalls beim Vermieter 
erfragen) sowie nach Möglichkeit die Wär-
meabrechnung des Fernwärmelieferanten 
einsenden an:  
Berliner Mieterverein, z.H. Wibke Werner, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin. 

Beratung zu Sozialrecht 
und Miete
Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, 
Wohnberechtigungsschein, Ansprüchen 
auf Mietsenkung und die Beschränkung 
von Modernisierungsumlagen für Mieter 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sowie Kosten für die Unterkunft und 
Heizung im Rahmen der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende und Sozialhilfeemp-
fangende.
Bitte vereinbaren Sie einen Termin. 
Servicetelefon S 030-226 260 

Mediation und 
Konfliktberatung
Bei Lärm durch Nachbarn und Auseinander-
setzungen mit Nachbarn oder Mitbewoh-
nern bietet der Berliner Mieterverein seinen 
Mitgliedern eine Beratung zum Umgang mit 
dem Konflikt und bei Bedarf ein Media tions-
verfahren zur einvernehmlichen Lösung des 
Problems an. Die Beratung/Mediation wird 
MieterMagazin 10/2019
von einem Mediator (Konfliktvermittler) 
durchgeführt. Das Angebot ist für Mitglie-
der des Berliner Mietervereins kostenfrei.
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr, außerhalb dieser Zeiten 
ist ein Anrufbeantworter geschaltet: 
S 030 - 34 71 08 21; E-Mail-Anfragen: 
mediation@berliner-mieterverein.de

Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer Termin-
vereinbarung unter S 030-226  260
Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Zillestraße 81, nahe Wilmersdorfer Straße 
u Bismarckstraße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße
K Wilmersdorf/Schöneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschäftsstelle Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
Do 17-19 Uhr
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg, i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen 

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 030-294 31 07 oder S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 030-20 98 92 65 oder S 0163 / 826 69 44
Kosten: 90 Euro pro Termin zuzüglich 
10 bis 40 Euro Fahrtkosten. Die Beauftra-
gung durch Sie erfolgt direkt an die oben 
genannten Personen. Gutachten und ju -
ristische Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 

Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten

Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/
Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/
oder rufen Sie S 030-226 260 an.

Mietrechtsbroschüren 
Guter Rat und gar nicht teuer. 
Die Mietrechtsbroschüren des Deutschen 
Mieterbundes (DMB) sind zu erwerben 
in der Geschäftsstelle und in den Bera-
tungszentren des Berliner Mietervereins 
oder beim Deutschen Mieterbund, 
10169 Berlin beziehungsweise im Internet 
unter www.mieterbund.de.
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Service
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die 
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbe legs 
für den Mitgliedsbeitrag oder des ak tuellen 
MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard – 
Berlin zum halben Preis 
150 Partner in der Gastronomie, bei Sport 
& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Für BMV-Mitglieder statt 59,95 Euro im 
ersten Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt 
59,95 Euro; Gutscheincode: mieterverein; 
Bestellung: www.joycard.de, S 30 36 99 57 
 
Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de 
S 030-218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de 
S 030-204 47 04 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de 
S 030-821 20 21 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 030-800  93 11 50
Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, S 030-90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 030-78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 48 10
K	Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 030-302 38 24
K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
34
K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
www.hilfelotse-berlin.de
K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 030-902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 030-480 98 191, Fax 030-480 98 192, 
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 030-490 00 99 0,  Fax 030-490 00 99 28, 
AWH-B-Wedding@internationaler-bund.de 
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Hilfe zur Selbsthilfe – 
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  
Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Bezirksleitung: Raphael Thieme, 
Fritz Peter Brost, Hans Huser
Treffen aktiver Mitglieder und interessierter 
Mieter jeden 2. Dienstag eines Monat um 
18.30 Uhr im Haus am Mierendorffplatz, 
Mierendorffplatz 19
Kontakt auch über Thomas Koch, 
Geschäftsstelle des BMV, 
S 030-226 26-144
Friedrichshain-Kreuzberg 
Bezirksleitung: Gundel Riebe, 
Ralf Kießling, Wolfgang Wilms 
K Die Aktivengruppe trifft sich immer am 
2. Do jeden geraden Monats um 18 Uhr 
im Beratungszentrum Frankfurter Allee 85. 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
in den Treffen der Aktivengruppe und über 
Thomas Koch, Geschäftsstelle des BMV, 
S 030-226 26-144
Lichtenberg
Bezirksleitung: Lieselotte Bertermann, 
Alexandra Gaulke, Ursula Niemann 
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 
2. Mi des Monats um 17 Uhr in der 
„Undine“, Wohnprojekt und Kieztreff, 
 Hagenstraße 57-60. 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewie senen 
 Beratungszeiten
Marzahn-Hellersdorf
Bezirksleitung: Peter Risch, Peter Reuscher, 
Irina Neuber 
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Bezirksleitung: Thomas Suckow 
K Mieterstammtisch – Erfahrungsaustausch 
unter Mieterinnen und Mietern, was gibt es 
Neues vom BMV? Aktuelles und Wissens-
wertes zum Mietrecht: jeden 4. Donnerstag 
im Monat ab 18 Uhr in der „Begegnungs-
stätte der Volkssolidarität“, Torstraße 190, 
Ecke Tucholskystraße, 10115 Berlin, 
alle Mitglieder aus Mitte, Wedding, Moa-
bit/Tiergarten sind herzlich willkommen;
Kontakt auch über Thomas Koch, Geschäfts-
stelle des BMV, S 030-226 26-144
Neukölln
Bezirksleitung: Jutta Hartmann, 
Wilhelm Laumann
Kontaktmöglichkeiten: bmv-neukoelln@
freenet.de und über Thomas Koch,  Ge  schäfts -
stelle des BMV, S 030-226 26-144
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 3. Mo 
im Monat um 18.30 Uhr (Achtung: neuer 
Termin!) in der Richardstraße 5 (Räume der 
Aktion Karl-Marx-Straße)
Pankow
Bezirksleitung:  Karin Kemner, 
Hans-Günther Miethe
K Kontaktmöglichkeiten: 
Do 17-19 Uhr im Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
Reinickendorf 
Bezirksleitung: Helmut Möller
Kontakt: Thomas Koch, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
K „Mittwochsrunde“ jeden 1. Mi im Mo-
nat ab 19 Uhr im Familientreff  Wittenau, 
 Oranienburger Straße 204
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften; AG Modernisierung,
AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 030-331 52 20
Steglitz-Zehlendorf
Bezirksleitung: Barbara von Boroviczeny
Kontakt: Thomas Koch, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
Tempelhof-Schöneberg
Kontakt: Thomas Koch, Geschäftsstelle 
des BMV, S 030-226 26-144
Treptow-Köpenick
Bezirksleitung: Henry Baumfelder, 
Ilona Sechting, Rosemarie Wabner
K Treffen aktiver Mitglieder zum Erfahrungs-
austausch jeden 2. Donnerstag im Monat 
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
MieterMagazin 10/2019

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/mietspiegel/
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/betriebskosten/
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohngeld/diwo.shtml
https://www.berlin.de/lageso/soziales/geschuetztes-marktsegment/
mailto:bmv-neukoelln@freenet.de
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in Zusammenarbeit mit

V.i.S.d.P.: Dr. Rainer Tietzsch, Vorsitzender des Berliner Mietervereins, Spichernstraße 1, 10777 Berlin

Mit dieser Europäischen Bürger Initiative sollen bessere rechtliche und finanzielle  
Rahmen  bedingungen geschaffen werden, um leistbares Wohnen für alle Menschen  
in Europa zu ermöglichen. 

Wir fordern die  EU zum Handeln auf! 
EU-weit werden 1 Mio. Unterschriften benötigt, davon mindestens 72 000 in Deutschland. 

Bequem online unterzeichnen und den Link zur Petition an Freundinnen und Freunde,  
Kolleginnen und Kollegen und Bekannte weiterleiten oder die Unterschriftenliste  
auf der Rückseite dieses Hinweises verwenden.

ACHTUNG: Beim Ausfüllen bitte alle Vornamen aus Ihrem Ausweisdokument übernehmen! 
Bevor Sie das Online-Dokument absenden, prüfen Sie bitte Ihre Angaben auf Richtigkeit 
und Vollständigkeit.

Die Online-Petition umfasst folgende Forderungen:

•	die Erleichterung des Zugangs für ALLE zu leistbarem und sozialem  
Wohnungsbau,

•	keine Anwendung der Maastricht-Kriterien (Schuldenbremse) auf öffentliche 
Investitionen in leistbaren Wohnungsbau,

•	besserer Zugang zu EU-Finanzmitteln für gemeinnützige, gemeinwohl- 
orientierte und nachhaltige Wohnungsbauträger,

•	Beschränkung von Kurzzeitvermietungen (zum Beispiel für Ferienzwecke)  
durch soziale und wettbewerbsgerechte Regeln sowie

•	die statistische Erfassung des Wohnraumbedarfs in Europa.

EUrOPäisCHE BürGEr iNiTiATivE „HOUsiNG FOr All“

WOHNEN MUss BEZAHlBAr sEiN. Für AllE!
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